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2129
Verordnung zur Änderung 

der Verordnung 
über Sachverständige für Bodenschutz 

und Altlasten (SV-BodAltlVO NRW)
Vom 30. März 2005

Auf Grund des § 17 Abs. 2 bis 4 des Landesboden-
schutzgesetzes (LBodSchG) vom 9. Mai 2000 (GV. NRW.
S. 439) in der zur Zeit geltenden Fassung wird verordnet:

Die Verordnung über Sachverständige für Boden-
schutz und Altlasten (SV-BodAltlVO NRW) vom 23. Juni
2002 (GV. NRW. S. 361) wird wie folgt geändert:

1. Die amtliche Bezeichnung erhält folgende Fassung:

„Verordnung über Sachverständige und Untersu-
chungsstellen für Bodenschutz und Altlasten (SU-
BodAV NRW)“.

2. Die Inhaltsübersicht erhält folgende Fassung:

„Inhaltsübersicht

Erster Teil
Allgemeine Vorschriften

§ 1 Anwendungsbereich

Zweiter Teil
Regelungen für Sachverständige

Erster Abschnitt
Verfahrensregelungen

§ 2 Zulassung, Anerkennung 

§ 3 Überprüfungsverfahren

§ 4 Bekanntgabe

Zweiter Abschnitt
Zulassungsvoraussetzungen

§ 5 Persönliche Voraussetzungen, erforderliche
Zuverlässigkeit

§ 6 Erforderliche Sachkunde, gerätetechnische Aus-
stattung

Dritter Abschnitt
Pflichten

§ 7 Allgemeine Pflichten

§ 8 Fortbildung

§ 9 Persönliche Aufgabenerfüllung, Hilfskräfte

§ 10 Überwachung

Dritter Teil
Regelungen für Untersuchungsstellen

Erster Abschnitt
Zulassungsverfahren

§ 11 Zulassung, Anerkennung

§ 12 Antrags- und Überprüfungsverfahren

§ 13 Erlöschen und Widerruf der Zulassung

§ 14 Bekanntgabe von Untersuchungsstellen

Zweiter Abschnitt 
Pflichten der Untersuchungsstellen

§ 15 Allgemeine Pflichten

§ 16 Analytische Qualitätssicherung

Vierter Teil
Schlussvorschriften

§ 17 In-Kraft-Treten, Berichtspflicht

Anlage 1

Anlage 2“.

3. In der Überschrift „Erster Abschnitt“ wird das Wort
„Abschnitt“ durch das Wort „Teil“ ersetzt.

4. In § 1 Abs. 1 werden in der Nr. 1 nach dem Wort
„Sachverständige“ sowie in den Nrn. 3, 4, 5 und im
letzten Halbsatz nach dem Wort „Sachverständigen“
jeweils die Wörter „und Untersuchungsstellen“ ein-
gefügt.

5. § 1 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die Anforderungen an Untersuchungsstellen zur
Durchführung von erforderlichen Bodenuntersu-
chungen nach der Bioabfallverordnung, der Klär-
schlammverordnung und der Düngeverordnung rich-
ten sich nach den jeweils hierauf gestützten Regelun-
gen und sind nicht Gegenstand dieser Verordnung.“

6. Vor § 2 werden folgende Überschriften neu eingefügt:

„Zweiter Teil
Regelungen für Sachverständige

Erster Abschnitt
Verfahrensregelungen“.

7. In § 2 Abs. 1 werden die Wörter „des Anhangs“
durch die Wörter „der Anlage 1“ ersetzt.

8. In § 2 Abs. 2 werden die Wörter „dem Anhang“
durch die Wörter „der Anlage 1“ ersetzt.

9. In § 2 Abs. 3 werden die Wörter „des Anhangs“
durch die Wörter „der Anlage 1“ ersetzt.

10. In § 3 Abs. 2 werden die Wörter „des Anhangs“
durch die Wörter „der Anlage 1“ ersetzt.

11. In § 3 Abs. 4 werden die Wörter „dem Anhang“
durch die Wörter „der Anlage 1“ ersetzt.

12. In § 4 Abs. 2 werden die Wörter „des Anhangs“
durch die Wörter „der Anlage 1“ ersetzt.

13. In § 4 wird folgender Absatz 4 neu angefügt:

„(4) Sachverständige nach § 2 Abs. 4 sind verpflich-
tet, das Erlöschen oder den Widerruf ihrer Zulassung
in dem Land, das sie ausgesprochen hat, unverzüg-
lich dem Landesumweltamt mitzuteilen. Das Lan-
desumweltamt gibt das Erlöschen oder den Widerruf
nach Absatz 1 bekannt.“

14. In § 6 Abs. 1 werden die Wörter „des Anhangs“
durch die Wörter „der Anlage 1“ und die Wörter
„dem Anhang“ durch die Wörter „der Anlage 1“ er-
setzt.

15. In § 6 Abs. 2 werden die Wörter „des Anhangs“
durch die Wörter „der Anlage 1“ ersetzt.

16. In § 7 wird folgender Absatz 3 neu angefügt:

„(3) Sachverständige müssen bei Gutachten, bei de-
nen die Einschaltung von Untersuchungsstellen nach
dem Dritten Teil dieser Verordnung erforderlich ist,
die zur Qualitätssicherung erforderliche gegenseitige
Information der Beteiligten sicherstellen.“

17. In § 8 werden die Wörter „im Anhang“ durch die
Wörter „in Anlage 1“ ersetzt.

18. Nach § 10 wird der folgende Dritte Teil neu einge-
fügt: 

„Dritter Teil
Regelungen für Untersuchungsstellen

Erster Abschnitt
Zulassungsverfahren

§ 11 
Zulassung, Anerkennung

(1) Als Untersuchungsstelle nach § 18 Satz 1
BBodSchG und § 17 Abs. 1 LbodSchG wird zugelas-
sen, wer die Anforderungen des Dritten Teils dieser
Verordnung erfüllt.

Die Zulassung erfolgt auf Antrag durch das Landes-
umweltamt im Umfang der festgestellten Sachkunde
(Notifizierung).

(2) Eine Untersuchungsstelle besitzt die erforderli-
che Sachkunde und Zuverlässigkeit und verfügt über
die erforderliche personelle und gerätetechnische
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Ausstattung nach § 18 Satz 1 BBodSchG und § 17
Abs. 1 LbodSchG, wenn sie die in Anlage 2 dieser
Verordnung genannten allgemeinen und besonderen
Anforderungen an die Kompetenz für mindestens
den jeweiligen Untersuchungsbereich, für den die
Zulassung beantragt wird, erfüllt. 

(3) Untersuchungsstellen, deren Sachkunde, Zuver-
lässigkeit und gerätetechnische Ausstattung in ei-
nem anderen Bundesland festgestellt wurden, wer-
den als Untersuchungsstellen nach § 18 BBodSchG
und § 17 LbodSchG vom Landesumweltamt auf An-
trag anerkannt, sofern die im jeweiligen Bundesland
geltenden materiellen Anforderungen nach Feststel-
lung des Landesumweltamtes mit den in dieser Ver-
ordnung festgelegten Anforderungen vergleichbar
sind oder die Einhaltung der Anforderungen dieser
Verordnung mit dem Antrag nachgewiesen wird. Die
Anerkennung erfolgt durch eine Bekanntgabe nach
§ 14. § 11 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend.

§ 12 
Antrags- und Überprüfungsverfahren

(1) In dem Antrag nach § 11 Abs. 1 ist anzugeben, für
welche der Untersuchungsbereiche nach Anlage 2
dieser Verordnung die Zulassung beantragt wird. 

(2) Dem Antrag sind die erforderlichen Unterlagen
beizufügen, insbesondere 

1. die Nachweise und Erklärungen zu den Anforde-
rungen an die Kompetenz und Zuverlässigkeit
nach dem Zweiten Abschnitt des Dritten Teils
und Anlage 2 dieser Verordnung, 

2. der Nachweis einer Haftpflichtversicherung nach
§ 15 Abs. 2,

3. eine Erklärung, dass die im Dritten Abschnitt des
Dritten Teils dieser Verordnung geregelten Pflich-
ten eingehalten werden und

4. eine Einverständniserklärung über die Speiche-
rung und Weitergabe von Informationen zu
Zulassungen, Wiederholaudits und Ringversu-
chen zwischen den Ländern und Akkreditie-
rungsstellen.

(3) Das Landesumweltamt berücksichtigt bei akkre-
ditierten Untersuchungsstellen auf Antrag die Kom-
petenzprüfung durch eine evaluierte Akkreditie-
rungsstelle, soweit die Akkreditierung gültig, voll-
ständig und für den jeweils beantragten Untersu-
chungsbereich anwendbar ist. Die Akkreditierungs-
urkunde einschließlich der dazu gehörigen Anhänge
und der Auditbericht sind mit dem Antrag vorzule-
gen, sofern sie dem Landesumweltamt nicht bereits
bei Notifizierungsverfahren vorgelegen haben.

(4) Das Landesumweltamt überprüft das Vorliegen
der Voraussetzungen nach dem Dritten Teil dieser
Verordnung und erteilt für die Untersuchungsberei-
che nach Anlage 2 dieser Verordnung eine Notifizie-
rungsurkunde. Bei Sachverständigen, die die Anfor-
derungen des zweiten Teils dieser Verordnung erfül-
len, erfolgt bei einem Antrag nach § 11 Abs. 1 keine
erneute Überprüfung der Zuverlässigkeit.

(5) Die Zulassung wird für längstens fünf Jahre er-
teilt. Sie kann auf Antrag jeweils um fünf Jahre ver-
längert werden, wenn 

1. die Zulassungsvoraussetzungen weiterhin vorlie-
gen,

2. ein Wiederholaudit für den jeweiligen Untersu-
chungsbereich nach § 16 Abs. 2 dieser Verord-
nung erfolgreich durchgeführt wurde und 

3. keine Widerrufsgründe nach § 13 vorliegen.

Der Verlängerungsantrag ist sechs Monate vor Ab-
lauf der Zulassung zu stellen.

§ 13
Erlöschen und Widerruf der Zulassung

(1) Die Zulassung erlischt, 

a) mit Ablauf der in § 12 Abs. 5 bezeichneten Frist

oder

b) bei schriftlichem Verzicht gegenüber dem Lan-
desumweltamt.

(2) Die Zulassung ist zu widerrufen, wenn die Unter-
suchungsstelle nicht mehr die erforderliche Sach-
kunde oder Zuverlässigkeit besitzt oder nicht mehr
über die erforderliche personelle oder gerätetechni-
sche Ausstattung verfügt. Daneben kann unbescha-
det von § 49 Verwaltungsverfahrensgesetz für das
Land Nordrhein-Westfalen (VwVfG. NRW.) die
Zulassung bei Feststellung gravierender Mängel
widerrufen werden, insbesondere bei 

1. wiederholtem oder mindestens grob fahrlässigem
Verstoß gegen die allgemeinen Pflichten nach
§ 15, 

2. mangelhafter Analytischer Qualitätssicherung
nach § 16, insbesondere

a) fehlende, unvollständige oder fehlerhafte
Maßnahmen zur internen Qualitätssicherung,

b) fehlende, unvollständige oder fehlerhafte Do-
kumentation der internen Qualitätssicherung,

c) nicht erfolgreiche Teilnahme an den beiden
letzten für den jeweiligen Untersuchungsbe-
reich vom Landesumweltamt vorgeschriebe-
nen Ringversuchen; Nichtteilnahme wird
grundsätzlich als nicht erfolgreiche Teil-
nahme am Ringversuch gewertet, oder

d) wiederholt fehlerhafte Analytik desselben
Untersuchungsparameters im Rahmen von
Ringversuchen trotz insgesamt erfolgreicher
Ringversuchsteilnahme,

3. nicht ordnungsgemäßer Entsorgung der festen
oder flüssigen Abfälle einschließlich der Labor-
abwässer oder bei unzulässigen Emissionen von
Gasen und Stäuben, soweit eine entsprechende
Handlung mit einer Strafe oder mit einer Geld-
buße in Höhe von mehr als zweitausendfünfhun-
dert Euro belegt worden ist.

Der Widerruf kann sich auf einzelne Untersuchungs-
bereiche der Anlage 2 dieser Verordnung beschrän-
ken. Für Untersuchungsstellen mit einer Notifizie-
rung nur für Untersuchungsbereiche aus P1 bis P4
der Anlage 2 finden Nummern 2 c und d keine An-
wendung.

(3) Erfolgt der Widerruf nach Absatz 2 Satz 2 Nr. 2
Buchstabe c oder d, ist vor einer erneuten Zulassung
eine erfolgreiche Teilnahme an einem bezüglich Mat-
rix, Parameter und Konzentrationsbereich vergleich-
baren Ringversuch aus dem betroffenen Untersu-
chungsbereich nachzuweisen. 

§ 14
Bekanntgabe von Untersuchungsstellen

(1) Zugelassene oder anerkannte Untersuchungsstel-
len (§ 11) oder Untersuchungsstellen, deren Zulas-
sung erloschen ist oder widerrufen wurde, werden
vom Landesumweltamt öffentlich bekannt gegeben.
Die Bekanntgabe wird im Ministerialblatt für das
Land Nordrhein-Westfalen veröffentlicht. Daneben
kann eine Veröffentlichung im Internet erfolgen.

(2) In der Veröffentlichung nach Absatz 1 sind die
Untersuchungsbereiche der Anlage 2 zu bezeichnen,
für die die Zulassung oder Anerkennung ausgespro-
chen wurde. Name, Geschäftsadresse, Kommunikati-
onsmittel und Untersuchungsbereiche der Untersu-
chungsstellen können vom Landesumweltamt veröf-
fentlicht und auf Anfrage jedermann zur Verfügung
gestellt werden.

Zweiter Abschnitt
Pflichten der Untersuchungsstellen

§ 15 
Allgemeine Pflichten

(1) Untersuchungsstellen sind verpflichtet, 
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1. die beauftragten Untersuchungen ordnungsge-
mäß, unparteiisch und unabhängig durchzufüh-
ren, 

2. die entnommenen Proben einschließlich sämtli-
cher zur Probenahme gehöriger Dokumente qua-
lifiziert und gesichert dem Untersuchungslabor
zu übergeben, 

3. in dem Untersuchungsbereich, für den sie zuge-
lassen wurden, die beauftragten Untersuchungen
mit Personal, das ihrer Verantwortung untersteht,
und geeigneten Geräten selbst durchzuführen, 

4. alle Informationen, die im Zusammenhang mit
den Untersuchungsaufträgen stehen, vertraulich
zu behandeln, 

5. die in Anlage 2 dieser Verordnung vorgeschriebe-
nen Probenahme- und Untersuchungsverfahren
anzuwenden, 

6. alle wesentlichen Änderungen der Zulassungs-
voraussetzungen, insbesondere die Änderung der
Besitzverhältnisse, die Stilllegung der Untersu-
chungsstelle und wesentliche Veränderungen in
der betrieblichen oder personellen Ausstattung
unverzüglich und unaufgefordert dem Landesum-
weltamt mitzuteilen und 

7. eine Begehung aller Räume der Untersuchungs-
stelle durch Beauftragte des Landesumweltamtes
jederzeit während der üblichen Geschäftszeiten
nach vorheriger Anmeldung zuzulassen und auf
Verlangen Einblick in die notwendigen Unterla-
gen zu gewähren.

(2) Untersuchungsstellen müssen über eine ausrei-
chende Haftpflichtversicherung mit einer Mindest-
deckungssumme von 1,5 Millionen ¤ pauschal für
Personen-, Sach- und Vermögensschäden für jeden
Einzelfall verfügen und diese aufrecht erhalten.

§ 16
Analytische Qualitätssicherung

(1) Untersuchungsstellen haben alle erforderlichen
Maßnahmen der internen und externen Qualitätssi-
cherung auf eigene Kosten vorzunehmen und auf
Anfrage dem Landesumweltamt nachzuweisen. Die
Analytische Qualitätssicherung erstreckt sich auf
das gesamte Untersuchungsverfahren. 

(2) Untersuchungsstellen unterliegen der laufenden
Kontrolle durch das Landesumweltamt. Das Landes-
umweltamt führt innerhalb des Zulassungszeitrau-
mes einmal ein Wiederholaudit für den jeweiligen
Untersuchungsbereich durch. In den Fällen des § 12
Abs. 3 kann ein Wiederholaudit durch die evaluierte
Akkreditierungsstelle vom Landesumweltamt aner-
kannt werden. Bei Hinweisen auf Verschlechterung
der Probenahme- oder Analysenqualität können
jederzeit außerplanmäßige Audits durchgeführt wer-
den.“

19. In der Überschrift zum bisherigen Vierten Abschnitt
wird das Wort „Abschnitt“ durch das Wort „Teil“ er-
setzt.

20. Der bisherige § 11 wird § 17 und erhält folgende
Fassung:

„§ 17 
In-Kraft-Treten, Berichtspflicht

(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver-
kündung in Kraft

(2) Das zuständige Ministerium berichtet der Lan-
desregierung bis zum 31. Dezember 2009 über die
Notwendigkeit des Fortbestehens der Verordnung
über Sachverständige und Untersuchungsstellen für
Bodenschutz und Altlasten (SU-BodAV NRW).“

21. Die Überschrift zum bisherigen Anhang erhält fol-
gende Fassung:

„Anlage 1 zur Verordnung 
über Sachverständige und Untersuchungsstellen 
für Bodenschutz und Altlasten
Anforderungen an die erforderliche Sachkunde für
Sachverständige
(Fachliche Voraussetzungen)“.

22. In der neuen Anlage 1 werden 

– in 2.2.2 m) und 2.3.2 e) jeweils die Wörter „Pro-
bennahme und -behandlung“ durch die Wörter
„Probenahme und Probenbehandlung“,

– in 2.3.2 g) das Wort „Probennahmestrategie“ durch
das Wort „Probenahmestrategie“, das Wort „Pro-
bennahmeverfahren“ durch das Wort „Probenah-
meverfahren“ und das Wort „Probennahmegeräte“
durch das Wort „Probenahmegeräte“, 

– in 2.4 h) und i) jeweils die Wörter „Probennahme
und -behandlung“ durch die Wörter „Probenahme
und Probenbehandlung“, 

– in 2.5.2 a) die Wörter „Probennahme, -behandlung
und -analytik“ durch die Wörter „Probenahme,
Probenbehandlung und -analytik“ ersetzt.

23. Nach Anlage 1 wird die Anlage zu dieser Änderungs-
verordnung als Anlage 2 eingefügt.

Düsseldorf, den 30. März 2005

Die Ministerin 
für Umwelt und Naturschutz, 

Landwirtschaft und Verbraucherschutz
des Landes Nordrhein-Westfalen

Bärbel  H ö h n
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Anlage 2 zur Verordnung 

über Sachverständige und Untersuchungsstellen für Bodenschutz und Altlasten 

Anforderungen an die Kompetenz von Untersuchungsstellen 

 

Ausgehend von der Vielzahl der Untersuchungsverfahren von Boden, Bodenmaterialien und 

sonstigen Materialien und betroffenen Matrizes bei der Untersuchung auf schädliche 

Bodenveränderungen oder Altlasten sowie der damit verbundenen unterschiedlichen 

Geräteausstattung werden die folgenden Untersuchungsbereiche unterschieden: 

Feststoffprobenahme 

Untersuchungsbereich P2: Bodenkundlich geprägte Probenahme 

Untersuchungsbereich P3: Probenahme von Grund-, Sicker- und Oberflächenwasser 

Untersuchungsbereich P4: Probenahme von Bodenluft und Deponiegas 

Untersuchungsbereich 1: Feststoffe: anorganische Parameter 

Untersuchungsbereich 2:  Feststoffe: organische Parameter 

Untersuchungsbereich 3:  Feststoffe: Dioxine und Furane 

Untersuchungsbereich 4:  Grund-, Sicker-, Oberflächenwasser 

Untersuchungsbereich 5:  Bodenluft, Deponiegas 

 

 

1. Allgemeine Anforderungen 

 

Im einzelnen sind folgende Voraussetzungen zu erfüllen: 

 

1.1. Kompetenzfeststellung und -nachweis 

 

Untersuchungsstellen müssen bei der Durchführung der Untersuchung die personellen und materiellen 

Anforderungen nach DIN EN ISO/IEC 17025 und zusätzlich die im weiteren aufgeführten 

Spezifikationen (Nr. 1.2 bis Nr. 1.9) zur Analytischen Qualitätssicherung (AQS) erfüllen. 

 

1.2 Anforderungen an das Personal 

 

Die Untersuchungsstelle muss von einer Person verantwortlich geleitet werden. 

Der Leiter / die Leiterin einer Untersuchungsstelle muss 

a) für die beantragten Untersuchungsbereiche ein abgeschlossenes Hochschulstudium 

(Universität, Gesamthochschule, Fachhochschule) der Naturwissenschaften oder 

Ingenieurwissenschaften mit geeigneten Studienschwerpunkten oder gleichwertige 

Qualifikation, 

b) eine mindestens dreijährige hauptberufliche Praxis für den beantragten 

Untersuchungsumfang,  

c) Kenntnisse der einschlägigen Rechts- und Verwaltungsvorschriften sowie Normen und 

d) besondere Kenntnisse über Umstände der Probenahme und Analytik der beantragten 

Untersuchungsbereiche, die bei der Beurteilung von Untersuchungsergebnissen zu 

berücksichtigen und zusammen mit den Messergebnissen anzugeben sind,  

nachweisen.  

Zur Durchführung der Laboranalysen ist den Aufgaben entsprechend ausgebildetes Personal in 

ausreichender Zahl einzusetzen. Für die Probenahme vor Ort sind Personen zu beschäftigen, für 

die auf Grund entsprechender Aus- bzw. Fortbildung und ausreichender Berufserfahrung 

Kompetenz bei der Probenahme dokumentiert werden kann. 

Es muss sichergestellt sein, dass Schulungen für das gesamte Personal regelmäßig und aktuell 

durchgeführt werden. Hierüber sind entsprechende Aufzeichnungen zu führen. 

 

 

Untersuchungsbereich P1: –
–
–
–
–
–
–
–
–
–

Anlage 2
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1.3 Anforderungen an die Präsenz 

 

Für die Leitung einer Untersuchungsstelle muss eine ständige personell verantwortliche Präsenz 

gewährleistet sein. Dies gilt auch für jeden Standort von Untersuchungsstellen, die eine 

rechtliche Unternehmenseinheit darstellen. Dies gilt nicht für Untersuchungsstellen mit einer 

Notifizierung nur für Untersuchungsbereiche aus P1 bis P4. 

 

1.4 Probenahme 

 

Teil 2 dieser Anlage enthält den Mindestumfang an Probenahmeverfahren und die zu 

beachtenden Probenahmevorschriften. Dabei sind Probenahme, Probenaufbereitung und 

Analysen sowie Plausibilitätskontrolle und Dokumentation auf die Anforderungen im Einzelfall 

abzustimmen. § 7 Abs. 3 und § 15 Abs. 1 Nr. 2 dieser Verordnung sind besonders zu beachten. 

 

1.5 Nachweis von Kenntnissen für die Untersuchungsbereiche 

 

Je nach beantragtem Untersuchungsbereich sind alle im jeweiligen Teil der Anlage 2 

aufgeführten Untersuchungsparameter und Teilbereiche nach den angegebenen 

Untersuchungsverfahren von der Untersuchungsstelle nachweislich zu beherrschen und 

routinemäßig anzuwenden. Ausnahmen von dieser Regelung können im Einzelfall vom 

Landesumweltamt erteilt werden. Bei der Angabe von mehreren Untersuchungsverfahren ist das 

Vorhalten mindestens einer Methode nachzuweisen; dies gilt nicht für die 

Untersuchungsbereiche P1 bis P4.  

Das Landesumweltamt kann andere oder fortentwickelte Untersuchungsverfahren akzeptieren, 

wenn deren Gleichwertigkeit nachgewiesen wurde. 

Die Untersuchungsstelle mit mehreren Standorten hat zu dokumentieren, an welchem Standort 

welches Untersuchungsverfahren durchgeführt wird. Dieses muss in der Notifizierungsurkunde 

festgehalten werden. 

 

1.6 Anforderungen an die gerätetechnische Ausstattung und die Infrastruktur 

 

Die gerätetechnische Ausstattung muss den Erfordernissen des einzelnen Untersuchungsbereichs 

entsprechen. Die Mindestausstattung ergibt sich aus Teil 2.2 dieser Anlage und aus den 

Zusammenstellungen der Untersuchungsverfahren. Alle Einrichtungen sind ordnungsgemäß zu 

warten, hierüber sind entsprechende Aufzeichnungen zu führen. 

Die örtliche Lage, die baulichen, räumlichen Voraussetzungen sowie die haustechnische und 

labormäßige Ausstattung der Untersuchungsstelle müssen eine gesicherte und störungsfreie 

Untersuchung gewährleisten. 

 

1.7 Interne Qualitätssicherung 

 

Die interne Qualitätssicherung in der Untersuchungsstelle ist integraler Bestandteil der gesamten 

Untersuchungsverfahren und soll regelmäßig durchgeführt werden.  

Alle Qualitätssicherungsschritte sind in einem Qualitätssicherungsprogramm festzulegen, das die 

gesamte Untersuchung umfassen muss. Je nach Art der Matrixzusammensetzung müssen dabei 

spezifische Qualitätssicherungsmaßnahmen entwickelt werden. Die Untersuchungsergebnisse 

(einschließlich Rohdaten) sind zu dokumentieren und wie die Aufzeichnungen der AQS-

Maßnahmen mindestens fünf Jahre aufzubewahren. 

Die Leitung der Untersuchungsstelle benennt einen oder mehrere Mitarbeiter, die für die 

Qualitätssicherung verantwortlich sind. 
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Bei Wasseruntersuchungen sind die AQS-Merkblätter der LAWA
1
  zur Qualitätssicherung zu 

beachten. Bei anderen Untersuchungen sind die inhaltlichen Anforderungen entsprechend 

anzuwenden. 

 

1.8 Externe Qualitätssicherung 

 

Der externen Qualitätssicherung dienen vor allem Ringversuche und die Laborüberprüfung 

sowie die Überprüfung der Probenahme und der Vor-Ort-Untersuchung. 

Die notifizierten Untersuchungsstellen für die Untersuchungsbereiche 1 bis 5 sind verpflichtet, 

an den vom Landesumweltamt festgesetzten Ringversuchen teilzunehmen. Die Verpflichtung 

besteht nur für die Parameter, für die eine Notifizierung ausgesprochen wurde. 

Laborüberprüfung sowie die Überprüfung der Probenahme werden nach Maßgabe dieser 

Verordnung durchgeführt. 

 

1.9 Durchführung des Untersuchungsauftrags 

 

Die Untersuchungsstelle hat die Untersuchung nach den beauftragten Verfahren selbst 

durchzuführen. Untervergabe kann nur an eine ebenfalls für diese Aufgaben notifizierte Stelle 

erfolgen, die im jeweiligen Untersuchungsbericht genannt sein muss. Untersuchungsergebnisse 

aus Unterauftragsvergaben sind kenntlich zu machen. 

 

 

2. Untersuchungsbereichsspezifische Anforderungen 

 

2.1 Mindestumfang Probenahme, Untersuchungsparameter und Methoden für die 

Zulassung von Untersuchungsstellen 

2.1.1 Untersuchungsbereich P1: Feststoffprobenahme 

 

Teilbereich  Methode 

Handbohrungen DIN 19671 Blatt 1; 1964 

Rammkernsondierung  

(Kleinbohrungen) 

EDIN ISO 10381-2 Abschn. 8.5.6; 02.96 

DIN 4021, 10.90 

Probenahme in ungestörter Lagerung EDIN ISO 10381-2 Abschn.8.3; 02.96 

DIN 19672, Teil 1; 1968 

Probengewinnung und -beschreibung EDIN ISO 10381-1; 02.96 

EDIN ISO 10381-2; 02.96 

Bodenkundliche Kartieranleitung  

4. Auflage, 1994, Nachdruck 1996 

Arbeitssicherheit bei der Probenahme EDIN ISO 10381-3; 02.96 

ZH 1/183, jetzt: BGR 128 

 

2.1.2 Untersuchungsbereich P2: Bodenkundlich geprägte Probenahme 

 

Teilbereich  Methode 

Probenahme und Bodenansprache EDIN ISO 10381-1; 02.96 

EDIN ISO 10381-2; 02.96 

EDIN ISO 10381-4; 02.96 

                                                 
1
 AQS-Merkblätter für die Wasser-, Abwasser- und Schlammuntersuchung herausgegeben von der  

Länderarbeitsgemeinschaft Wasser (LAWA), Erich Schmidt Verlag GmbH & Co., Berlin 1991 
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Teilbereich  Methode 

Bodenkundliche Kartieranleitung  

4. Auflage, 1994, Nachdruck 1996, 

VDLUFA-Methodenhandbuch Band1 

Arbeitssicherheit bei der Probenahme EDIN ISO 10381-3; 02.96 

ZH 1/183, jetzt: BGR 128 

 

2.1.3 Untersuchungsbereich P3: Probenahme von Grund-, Sicker- und Oberflächenwasser 

 

Teilbereich / 

Untersuchungsparameter  

Methode 

Probennahme 

Probennahme von Grundwasser DIN EN ISO 25667, Teil 2 und 

DIN 38402-13: 12.1985 

unter Beachtung: 

Länderarbeitsgemeinschaft Wasser (LAWA): 

Grundwasserrichtlinie, Teil 3: 03.93 

AQS-Merkblatt P 8/2: 01.96 

Deutscher Verband für Wasserwirtschaft und Kulturbau 

(DVWK): DVWK-Regeln 128/92 

DVWK-Merkblatt 245/1997 

Probennahme von Sickerwasser z. Z. kein genormtes Verfahren verfügbar;  

wird erst Teil des Mindestumfanges, wenn ein validiertes 

Verfahren verfügbar ist. 

Probennahme von 

Oberflächengewässer 

(Fließgewässer) 

DIN 38402-15: 07.86 

unter Beachtung: 

AQS-Merkblatt P 8/3: 05.98 

Probennahme von 

Oberflächenwasser (stehende 

Gewässer) 

DIN 38402-12: 06.85 

Vor-Ort 

Temperatur DIN 38404-4: 12.76 

pH-Wert DIN 38404-5: 01.84 

Sauerstoffgehalt DIN EN 25814: 11.92 

elektrische Leitfähigkeit DIN EN 27888: 11.93 

 

2.1.4 Untersuchungsbereich P4: Probenahme von Bodenluft und Deponiegas 

 

Teilbereich / 

Untersuchungsparameter 

Methode 

Probennahme 

Probennahme von Bodenluft Verein deutscher Ingenieure (VDI) 

VDI-Richtlinie 3865 Blatt 2, Abschn. 4.4.3 

VDI-Richtlinie 3865 Blatt 2, Abschn. 4.4.4 

VDI-Richtlinie 3865 Blatt 2, Abschn. 4.4.5 

Vor - Ort 

Kohlendioxid (CO2) direktanzeigendes Messgerät 

Methan (CH4) direktanzeigendes Messgerät 

Schwefelwasserstoff (H2S) direktanzeigendes Messgerät 
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Teilbereich / 

Untersuchungsparameter 

Methode 

Sauerstoff (O2) direktanzeigendes Messgerät 

Summenparameter Spurengase direktanzeigendes Messgerät 

 

2.1.5 Untersuchungsbereich 1: Feststoffe: anorganische Parameter 

 

Teilbereich / 

Untersuchungsparameter  

Verfahrensweise Methode 

Labor 

Probenvorbehandlung, 

Probenvorbereitung 

 DIN ISO 11464: 12.96 

Trockenmasse feldfrische oder luftgetrocknete 

Bodenproben 

DIN ISO 11465: 12.96 

Organischer Kohlenstoff und 

Gesamtkohlenstoff nach 

trockener Verbrennung 

luftgetrocknete Bodenproben DIN ISO 10694: 08.96 

pH-Wert (CaCl2) feldfrische oder luftgetrocknete 

Bodenproben,  

c(CaCl2): 0,01 mol/l 

DIN ISO 10390: 05.97 

Korngrößenverteilung Siebung, Dispergierung, Pipett-

Analyse 

 

Siebung, Dispergierung, 

Aräometermethode 

EDIN ISO 11277: 06.94 

DIN 19683-2: 04.97 

 

DIN 18123: 11.96 

EDIN ISO 11277: 06.94 

Rohdichte Trocknung einer volumengerecht 

entnommenen Bodenprobe bei 

105 
0
C, rückwiegen 

EDIN ISO 11272: 01.94 

DIN 19683-12: 04.73 

Königswasserextrakt aus aufgemahlenen Proben 

(Korngröße < 150 µm) 

DIN ISO 11466: 06.97 

Ammoniumnitratextrakt  DIN 19730: 06.97 

Arsen (As) Extraktion mit Königswasser ICP – AES: 

DIN EN ISO 11885: 04.98 

ICP – MS: 

DIN 38406-29:  05.99 

ET – AAS: 

in Analogie zu 

EDIN ISO 11047: 06.95 

Hydrid AAS: 

DIN EN ISO 11969: 11.96 

Cadmium (Cd) Extraktion mit Königswasser AAS: 

EDIN ISO 11047: 06.95 

ICP – AES: 

DIN EN ISO 11885: 04.98 

ICP – MS: 

DIN 38406-29: 05.99 

Chrom (gesamt) Extraktion mit Königswasser AAS: 

EDIN ISO 11047: 06.95 

ICP – AES: 

DIN EN ISO 11885: 04.98 

ICP – MS: 
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Teilbereich / 

Untersuchungsparameter  

Verfahrensweise Methode 

DIN 38406-29: 05.99 

Chrom (VI) Extraktion mit 

phosphatgepufferter 

Aluminiumsulfatlösung 

Spektralfotometrie: 

DIN 19734: 01.99 

 

Kupfer (Cu) Extraktion mit Königswasser AAS: 

EDIN ISO 11047: 06.95 

ICP – AES: 

DIN EN ISO 11885: 04.98 

ICP – MS: 

DIN 38406-29: 05.99 

Nickel (Ni) Extraktion mit Königswasser AAS: 

EDIN ISO 11047: 06.95 

ICP – AES: 

DIN EN ISO 11885: 04.98 

ICP – MS: 

DIN 38406-29: 05.99 

Blei (Pb) Extraktion mit Königswasser AAS: 

EDIN ISO 11047: 06.95 

ICP – AES: 

DIN EN ISO 11885: 04.98 

ICP – MS: 

DIN 38406-29: 05.99 

Thallium (Tl) Extraktion mit Königswasser AAS: 

EDIN ISO 11047: 06.95 

ICP – AES: 

DIN EN ISO 11885: 04.98 

ICP – MS: 

DIN 38406-29: 05.99 

Quecksilber (Hg) Extraktion mit Königswasser 

(Trocknungstemperatur darf 40
0
C 

nicht überschreiten) 

AAS – Kaltdampftechnik: 

DIN EN 1483: 08.97 

(Reduktion mit Sn(II)-chlorid 

oder NaBH4) 

Zink (Zn) Extraktion mit Königswasser AAS: 

EDIN ISO 11047: 06.95 

ICP – AES: 

DIN EN ISO 11885: 04.98 

ICP – MS: 

DIN 38406-29: 05.99 

Cyanide  EDIN ISO 11262: 06.94 

 

2.1.6 Untersuchungsbereich 2: Feststoffe: organische Parameter 

 

Teilbereich / 

Untersuchungsparameter 

Verfahrensweise Methode 

Labor 

Pobenbehandlung, 

Probenvorbereitung 

 EDIN ISO 14507: 02.96 

Trockenmasse feldfrische oder luftgetrocknete 

Bodenproben  

DIN ISO 11465: 12.96 
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Teilbereich / 

Untersuchungsparameter 

Verfahrensweise Methode 

Organischer Kohlenstoff und 

Gesamtkohlenstoff nach 

trockener Verbrennung 

luftgetrocknete Bodenproben DIN ISO 10694: 08.96 

pH-Wert (CaCl2) feldfrische oder luftgetrocknete 

Bodenproben,  

c(CaCl2): 0,01 mol/l 

DIN ISO 10390: 05.97 

Korngrößenverteilung Siebung, Dispergierung, Pipett-

Analyse 

 

Siebung, Dispergierung, 

Aräometermethode 

EDIN ISO 11277: 06.94 

DIN 19683-2: 04.97 

 

DIN 18123: 11.96 

EDIN ISO 11277: 06.94 

Rohdichte Trocknung einer volumengerecht 

entnommenen Bodenprobe  

bei 105 
0
C, rückwiegen 

EDIN ISO 11272: 01.94 

DIN 19683-12: 04.73 

Polycyclische aromatische 

Kohlenwasserstoffe (PAK) 

 

 16 PAK (EPA) 

 

 

 

Benzo(a)pyren 

 

 

 

Hinweis: 

Acenaphthylen kann nicht 

mittels Fluoreszensdetektor 

bestimmt werden 

Soxhlet-Extraktion mit Toluol  

chromatographisches  

Clean-up 

 

Extraktion mit Tetrahydrofuran 

oder Acetonitril 

 

Extraktion mit Aceton, Zugeben 

von Petrolether, Entfernung des 

Acetons, chromatographische 

Reinigung des 

Petroletherextrakts, Aufnahme in 

Acetonitril 

 

Extraktion mit einem 

Wasser/Aceton/Petrolether-

Gemisch in Gegenwart von NaCl

GC – MS: 

Merkblatt Nr.1 des LUA NRW: 

1994 

 

HPLC-UV/DAD/F: 

Merkblatt Nr. 1 des LUA –

NRW: 1994 

HPLC - UV/F: 

EDIN ISO 13877: 06.95 

 

 

 

 

 

 

GC - MS, HPLC-UV/DAD/F: 

VDLUFA-Methodenbuch, 

Band VII 

Handbuch Altlasten Bd. 7, LfU 

Hessen 

Hexachlorbenzol Extraktion mit Aceton/ 

Cyclohexan-Gemisch oder 

Aceton/Petrolether,  

ggf. chromatographische 

Reinigung nach Entfernen des 

Acetons 

GC - ECD, GC – MS: 

EDIN ISO 10382: 02.98 

Pentachlorphenol Soxhlet-Extraktion mit Heptan 

oder Aceton/Heptan (50:50); 

Derivatisierung mit 

Essigsäureanhydrid 

GC - ECD, GC – MS: 

EDIN ISO 14154: 10.97 
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Teilbereich / 

Untersuchungsparameter 

Verfahrensweise Methode 

Aldrin, DDT, HCH-Gemisch Extraktion mit Petrolether oder 

Aceton/Petrolether-Gemisch, 

chromatographische Reinigung 

 

Extraktion mit Wasser/ 

Aceton/Petrolether-Gemisch 

GC - ECD, GC – MS: 

EDIN ISO 10382: 02.98 

 

 

 

GC - ECD, GC – MS: 

VDLUFA-Methodenbuch, 

Band VII  

Polychlorierte Biphenyle 

(PCB): 

 

6 PCB-Kongenere 

(Nr. 28, 52, 101, 138, 153, 180 

nach Ballschmiter) 

Extraktion mit Heptan oder 

Aceton/Petrolether, 

chromatographische Reinigung 

 

Soxhlet-Extraktion mit Heptan, 

Hexan oder Pentan, 

chromatographische Reinigung 

an AgNO3/ Kieselgelsäule 

 

Extraktion mit einem 

Wasser/Aceton/ Petrolether-

Gemisch in Gegenwart von NaCl

GC - ECD, GC – MS: 

EDIN ISO 10382: 02.98 

 

 

 

GC - ECD, GC – MS: 

DIN 38414-20: 01.96 

 

 

 

 

GC - ECD, GC – MS: 

VDLUFA-Methodenbuch, 

Band VII 

 

2.1.7 Untersuchungsbereich 3: Feststoffe: Dioxine und Furane 

 

Teilbereich / 

Untersuchungsparameter  

Verfahrensweise Methode 

Labor 

Pobenbehandlung, 

Probenvorbereitung 

 EDIN ISO 14507: 02.96 

Trockenmasse feldfrische oder luftgetrocknete 

Bodenproben  

DIN ISO 11465: 12.96 

Organischer Kohlenstoff und 

Gesamtkohlenstoff nach 

trockener Verbrennung 

luftgetrocknete Bodenproben DIN ISO 10694: 08.96 

pH-Wert (CaCl2) feldfrische oder luftgetrocknete 

Bodenproben,  

c(CaCl2): 0,01 mol/l 

DIN ISO 10390: 05.97 

Korngrößenverteilung Siebung, Dispergierung, Pipett-

Analyse 

 

Siebung, Dispergierung, 

Aräometermethode 

EDIN ISO 11277: 06.94 

DIN 19683-2: 04.97 

 

DIN 18123: 11.96 

EDIN ISO 11277: 06.94 

Rohdichte Trocknung einer volumengerecht

entnommenen Bodenprobe  

bei 105 
0
C, rückwiegen 

EDIN ISO 11272: 01.94 

DIN 19683-12: 04.73 
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Teilbereich / 

Untersuchungsparameter  

Verfahrensweise Methode 

Polychlorierte Dibenzo-dioxine 

und Dibenzofurane 

Gefriergetrocknete Proben, 

Soxhlet- Extraktion mit Toluol  

interner Standard, 

chromatographische Reinigung 

GC- MS:  

nach Klärschlammverordnung 

unter Beachtung  

DIN 38414-24: 04.98 

VDI-Richtlinie 3499, Blatt1: 

03.90 

 

2.1.8 Untersuchungsbereich 4: Grund-, Sicker-, Oberflächenwasser 

 

Teilbereich / 

Untersuchungsparameter  

Methode 

Labor 

Elutionsverfahren 1 

(Bodensättigungsextrakt) 

Nach Vorgaben der BBodSchV (Anhang 1, 3.1.2) 

Elutionsverfahren 2 

 (modifiziertes S4-Verfahren) 

DIN 38414-4: 10.84 unter Berücksichtigung der  

Verfahrenshinweise der BBodSchV (Anhang 1, 3.1.2) 

Elutionsverfahren 3 

 (Säulen- oder 

Lysimeterversuch) 

z. Z. kein genormtes Verfahren verfügbar;  

wird erst Teil des Mindestumfanges, wenn ein validiertes 

Verfahren verfügbar ist. 

Antimon (Sb) ICP – AES:  

auf der Grundlage DIN EN ISO 11885: 04.98 

ICP – MS: 

DIN 38406-29: 05.99 

Hydrid – AAS:  

DIN EN ISO 11969: 11.96 

Arsen (As) ICP – AES:  

auf der Grundlage DIN EN ISO 11885: 04.98 

ICP – MS: 

DIN 38406-29: 05.99 

Hydrid – AAS:    

DIN EN ISO 11969: 11.96 

Blei (Pb) ICP – AES:  

auf der Grundlage DIN EN ISO 11885: 04.98 

ICP – MS: 

DIN 38406-29: 05.99 

AAS:  

DIN 38406-6: 07.98 

Cadmium (Cd) ICP – AES:  

auf der Grundlage DIN EN ISO 11885: 04.98 

ICP – MS: 

DIN 38406-29: 05.99 

AAS: 

DIN EN ISO 5961: 05.95 

Chrom (Cr), gesamt ICP – AES:  

auf der Grundlage DIN EN ISO 11885: 04.98 

ICP – MS: 

DIN 38406-29: 05.99 

AAS:   

DIN EN 1233: 08.96 
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Teilbereich / 

Untersuchungsparameter  

Methode 

Chrom (Cr VI) Spektralfotometrie:  

DIN 38405-24: 05.87 

Ionenchromatographie: 

DIN EN ISO 10304-3: 11.97 

Cobalt (Co) ICP – AES:  

auf der Grundlage DIN EN ISO 11885: 04.98 

ICP – MS: 

DIN 38406-29: 05.99 

AAS: 

DIN 38406-24: 03.93 

Kupfer (Cu) ICP – AES:  

auf der Grundlage DIN EN ISO 11885: 04.98 

ICP – MS: 

DIN 38406-29: 05.99 

AAS: 

DIN 38406-7: 09.91 

Molybdän (Mo) ICP – AES:  

auf der Grundlage DIN EN ISO 11885: 04.98 

ICP – MS: 

DIN 38406-29: 05.99 

Nickel (Ni) ICP – AES:  

auf der Grundlage DIN EN ISO 11885: 04.98 

ICP – MS: 

DIN 38406-29: 05.99 

AAS:   

DIN 38406-11: 09.91 

Quecksilber (Hg) AAS – Kaltdampftechnik: 

DIN EN 1483: 08.97 

Selen (Se) ICP – AES:  

auf der Grundlage DIN EN ISO 11885: 04.98 

ICP – MS: 

DIN 38406-29: 05.99 

AAS : 

DIN 38405-23: 10.94 

Thallium (Tl) ICP – AES:  

auf der Grundlage DIN EN ISO 11885: 04.98 

ICP – MS: 

DIN 38406-29: 05.99 

Zink (Zn) ICP – AES:  

auf der Grundlage DIN EN ISO 11885: 04.98 

ICP – MS: 

DIN 38406-29: 05.99 

AAS: 

DIN 38406-8: 10.80 

Zinn (Sn) ICP – AES:  

auf der Grundlage DIN EN ISO 11885: 04.98 

ICP – MS: 

DIN 38406-29: 05.99 

Cyanid (CN
-
), gesamt Spektralfotometrie:    

DIN 38405-13: 02.81 
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Teilbereich / 

Untersuchungsparameter  

Methode 

EDIN EN ISO 14403: 05.98 

Cyanid (CN
-
), leicht freisetzbar Spektralfotometrie: 

DIN 38405-13: 02.81 

Fluorid (F
-
) Fluoridsensitive Elektrode: 

DIN 38405-4: 07.85 

Ionenchromatographie: 

DIN EN ISO 10304-1: 04.95 

Benzol GC – FID: 

DIN 38407-9: 05.91 

BTEX GC – FID: 

DIN 38407-9: 05.91 

(Matrixbelastung beachten) 

Leichtflüchtige Halogen- 

kohlenwasserstoffe (LHKW) 

GC – ECD: 

DIN EN ISO 10301: 08.97 

Aldrin GC – ECD ( GC - MS möglich): 

DIN 38407-2: 02.93 

DDT GC – ECD ( GC - MS möglich): 

DIN 38407-2: 02.93 

Phenole GC – ECD: 

ISO DIS 8165-2: 01.97 

Chlorphenole GC – ECD: 

ISO DIS 8165-2: 01.97 

Chlorbenzole GC – ECD ( GC - MS möglich): 

DIN 38407-2: 02.93 

Polychlorierte Biphenyle 

(PCB): 

6 PCB-Kongenere (Nr. 28, 52, 

101, 138, 163, 180 nach 

Ballschmiter) 

GC-ECD: 

DIN EN ISO 6468: 02.97 

DIN 51527-1: 05.87 

GC-ECD, GC-MS: 

DIN 38407-3: 07.98 

Polycyclische Aromatische 

Kohlenwasserstoffe (PAK), 

gesamt 

HPLC – F: 

DIN 38407-8: 10.95 

Naphthalin GC - FID, GC – MS: 

DIN 38407-9: 05.91 

Mineralölkohlenwasserstoffe 

(MKW) 

Extraktion mit Petrolether; Gaschromatographische  

Bestimmung nach ISO/TR 11046: 06.94 

 

2.1.9 Untersuchungsbereich 5: Bodenluft, Deponiegas 

 

Teilbereich / 

Untersuchungsparameter 

Methode 

Labor 

BTEX VDI-Richtlinie 3865 Blatt 3, Abschn. 3.2 

Leichtflüchtige Halogen- 

kohlenwasserstoffe (LHKW) 

VDI-Richtlinie 3865 Blatt 3, Abschn. 3.2 
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2.2 Mindestumfang an gerätetechnischer und materieller Ausstattung für die Zulassung 

von Untersuchungsstellen bei der Probenahme 

 

Um den unter 2.1. beschriebenen Probenahmeumfang und die Vor-Ort-Bestimmungen 

durchführen zu können, muss die Untersuchungsstelle neben einer Grundausstattung für die 

Probenahme und Arbeitssicherheit über die folgende gerätetechnische Mindestausstattung 

verfügen: 

 

2.2.1 Geräte und Materialien für die Probenahme  
 

Geräte und Materialien für die Probenahme Untersuchungsbereich 

 P1 P2 P3 P4 

Rammkernsonden, mind. 50 mm Durchmesser incl. Schlagkopf, 

Verlängerungsgestänge und Ziehvorrichtung 

x   x 

Bohrhammer (elektrisch oder mit Verbrennungsmotor) x   x 

Stromgenerator incl. Verlängerungskabel x  x x 

Bohrstock, Durchmesser 30 mm (z.B. Bohrstock nach Pürckhauer) mit 

Bohrstockhammer 

x x   

Stechrahmen, Stechzylinder x x   

Munsell-Farbtafel  x   

Quellton, Bentonit,  x  x x 

Lichtlot oder Akustiklot   x  

Schöpfgerät   x  

Tauchmotorpumpe (drehzahlgeregelt) mit Steigleitung für 

Hauptförderstrom 

  x  

Saugpumpe (Förderleistung mind. 1 m
3
/h)   x  

Bodenluftsonden, 1- und 2-phasig    x 

Grobvakuum-Messgerät    x 

Sekundenanemometer mit Temperatur- und Feuchtesensor    x 

Durchflussmesser   x x 

Kondensatabscheider    x 

 

2.2.2 Messgeräte und Materialien zur Direktmessung vor Ort 

 

Messgeräte und Materialien zur  

Direktmessung vor Ort 
Untersuchungsbereich 

 P3 P4 

pH-Messgeräte / Elektrode x  

Temperaturmessgerät / -Fühler x x 

Leitfähigkeitsmessgerät / Elektrode x  

Sauerstoffmessgerät / Elektrode x  

Messgerät für Redoxpotenzial x  

Direktanzeigende Messgeräte für CH4, CO2, O2, H2S  x 

PID / FID  x 

 

 

– GV. NRW. 2005 S. 448
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Gesetz 

zur Änderung wasserrechtlicher 
Vorschriften

Vom 3. Mai 2005

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das
hiermit verkündet wird:

Gesetz 
zur Änderung wasserrechtlicher Vorschriften

Artikel 1 
Das Wassergesetz für das Land Nordrhein-Westfalen

(Landeswassergesetz – LWG –) vom 4. Juli 1979 (GV.
NRW. S. 488) in der Fassung der Bekanntmachung vom
25. Juni 1995 (GV. NRW. S. 926), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 4. Mai 2004 (GV. NRW. S. 259), wird wie
folgt geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt gefasst:

„Inhaltsübersicht

Erster Teil

Einleitende Bestimmungen, Bewirtschaftung

1. Abschnitt 
Geltungsbereich

§ 1 Sachlicher Geltungsbereich

2. Abschnitt
Grundsätze, Bewirtschaftung, Flussgebietseinheiten

§ 2 Aufgabe der Wasserwirtschaft, Bewirtschaf-
tungsgrundsätze und -ziele

§ 2a Umsetzung des Rechts der Europäischen Ge-
meinschaft

§ 2b Bewirtschaftung in Flussgebietseinheiten

§ 2c Fristen zur Erreichung der Bewirtschaftungs-
ziele

§ 2d Maßnahmenprogramm und Bewirtschaf-
tungsplan

§ 2e Detaillierte Programme und Bewirtschaf-
tungspläne für Teileinzugsgebiete

§ 2f Bekanntgabe und Verbindlichkeit von Maß-
nahmenprogramm und Bewirtschaftungsplan

§ 2g Information und Anhörung der Öffentlichkeit
bei der Erstellung des Bewirtschaftungsplans

Zweiter Teil

Oberirdische Gewässer

Abschnitt I
Einteilung der Gewässer, Begriffsbestimmungen

§ 3 Einteilung der Gewässer, Begriffsbestimmun-
gen

Abschnitt II
Eigentumsverhältnisse an den Gewässern

§ 4 Gewässer erster Ordnung

§ 5 Gewässer zweiter Ordnung

§ 6 Grundbuch

§ 7 Bisheriges Eigentum

§ 8 Uferlinie

§ 9 Verlandung, Überflutung

§ 10 Uferabriss

§ 11 Neues Gewässerbett

§ 12 Inseln, verlassenes Gewässerbett

§ 13 Duldungspflicht des Gewässereigentümers

Dritter Teil

Schutz der Gewässer

Abschnitt I
Wasserschutzgebiete, Heilquellenschutz

§ 14 Wasserschutzgebiete

§ 15 Besondere Vorschriften für Wasserschutzge-
biete

§ 16 Heilquellenschutz

§ 17 (aufgehoben)

Abschnitt II
Wassergefährdende Stoffe

§ 18 Wassergefährdende Stoffe

Vierter Teil

Grundlagen der Wasserwirtschaft, 
Zugang und Erfassung von Daten

§ 19 Grundlagen der Wasserwirtschaft

§ 19a Zugang und Erfassung von Daten, Unterrich-
tungspflichten

§ 20 (aufgehoben)

§ 21 (aufgehoben)

§ 22 (aufgehoben)

§ 23 (aufgehoben)

Fünfter Teil

Benutzung der Gewässer

Abschnitt I 
Gemeinsame Bestimmungen

§ 24 Inhalt von Erlaubnis und Bewilligung

§ 25 Erlaubnis

§ 25a Gehobene Erlaubnis

§ 26 Bewilligung

§ 26a Rechtsnachfolge

§ 27 Berücksichtigung anderer Einwendungen im
Bewilligungsverfahren

§ 28 Zusammentreffen von Erlaubnis- und Bewil-
ligungsanträgen

§ 29 Ausgleich von Rechten und Befugnissen

§ 30 Erlöschen der Zulassung

§ 31 Außerbetriebsetzen, Beseitigen und Ändern
von Benutzungsanlagen

§ 31a Nutzung der Wasserkraft

§ 32 Erlaubnisfreie Benutzungen nach § 17a des
Wasserhaushaltsgesetzes; Notfälle, wasser-
wirtschaftliche Ermittlungen

Abschnitt II 
Besondere Bestimmungen 

für die Benutzung oberirdischer Gewässer

§ 33 Gemeingebrauch

§ 34 Regelung des Gemeingebrauchs und des Ver-
haltens im Uferbereich

§ 35 Anliegergebrauch

§ 36 Benutzung zu Zwecken der Fischerei
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§ 37 Schifffahrt

§ 38 Hafen- und Ufergeldtarife

§ 39 Fähren

§ 40 Besondere Pflichten im Interesse der Schiff-
fahrt und des Sports

§ 41 Staumarke

§ 42 Unbefugtes Ablassen

§ 43 Hochwassergefahr

Abschnitt III 
Besondere Bestimmungen für die Benutzung 

des Grundwassers

§ 44 (aufgehoben)

§ 44a (aufgehoben)

Sechster Teil

Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung

Abschnitt I 
Gemeinsame Bestimmungen

§ 45 Wasserentnahme und Abwassereinleitung

§ 46 Zulässigkeit der Enteignung

Abschnitt II 
Wasserversorgung

§ 47 Wasserentnahmen zur öffentlichen Trinkwas-
serversorgung

§ 47a Sicherstellung der öffentlichen Wasserversor-
gung

§ 48 Bau und Betrieb von Anlagen für die öffentli-
che Wasserversorgung

§ 49 Anzeigepflicht

§ 50 Verpflichtung zur Selbstüberwachung 

§ 50a Wasserversorgungskonzept

Abschnitt III 
Abwasserbeseitigung

§ 51 Begriffsbestimmungen, Geltungsbereich

§ 51a Beseitigung von Niederschlagswasser

§ 52 Anforderungen an Abwassereinleitungen

§ 53 Pflicht zur Abwasserbeseitigung

§ 53a Übergangsregelung

§ 53b Übertragung der Abwasserbeseitigungs-
pflicht auf Anstalten des öffentlichen Rechts

§ 53c Umlage von Kosten der Abwasserbeseitigung

§ 54 Abwasserbeseitigungspflicht im Gebiet von
Abwasserverbänden

§ 55 Ausgleichszahlungen 

§ 56 Aufstellen des Abwasserbeseitigungsplans,
Verbindlichkeit

§ 57 Bau und Betrieb von Abwasseranlagen

§ 58 Genehmigung von Abwasseranlagen

§ 59 Indirekteinleitungen in öffentliche Abwasser-
anlagen

§ 59a Indirekteinleitungen in private Abwasseran-
lagen 

§ 60 Selbstüberwachung von Abwassereinleitungen

§ 60a Selbstüberwachung von Indirekteinleitungen
in Abwasseranlagen

§ 61 Selbstüberwachung von Abwasseranlagen

§ 62 (aufgehoben)

§ 63 Gewässerschutzbeauftragte bei Abwasserver-
bänden

Siebter Teil

Abwasserabgabe

Abschnitt I 
Abgabepflicht, Umlage der Abgabe

§ 64 Abgabepflicht anderer als der Abwasserein-
leiter

§ 65 Umlage der Abgabe durch Gemeinden und
Abwasserverbände

§ 66 Ausnahmen von der Abgabepflicht

Abschnitt II 
Bewertungsgrundlagen

§ 67 (aufgehoben)

§ 68 Besonderheit bei Nachklärteichen

Abschnitt III

Ermitteln der Schädlichkeit

§ 69 Ermitteln auf Grund des wasserrechtliches
Bescheides

§ 70 Überwachung der Abwassereinleitung

§ 71 (aufgehoben)

§ 72 Ermitteln in sonstigen Fällen

§ 73 Abgabefreiheit bei Kleineinleitungen und bei
Einleitung von verschmutztem Nieder-
schlagswasser

§ 74 Abzug der Vorbelastung

Abschnitt IV 
Festsetzen und Erheben der Abgabe

§ 75 Abgabeerklärung

§ 76 (aufgehoben)

§ 77 Festsetzen der Abgabe

§ 78 Fälligkeit, Verjährung

§ 79 (aufgehoben)

§ 80 Einziehen der Abgabe, Stundung, Erlass, Nie-
derschlagung

Abschnitt V 
Verwenden der Abgabe

§ 81 Zweckbindung

§ 82 Verwaltungsaufwand

§ 83 Mittelvergabe

§ 84 (aufgehoben)

§ 85 Entsprechende Anwendung anderer Vor-
schriften

Achter Teil

Ausgleich der Wasserführung,
Gewässerunterhaltung, Anlagen

§ 86 (aufgehoben)

Abschnitt I 
Pflicht zum Ausgleich 

der Wasserführung, 
Pflicht zum Gewässerausbau

§ 87 Pflicht zum Ausgleich der Wasserführung

§ 88 Umlage des Aufwands

§ 89 Pflicht zum Gewässerausbau
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Abschnitt II 
Gewässerunterhaltung, Gewässerrandstreifen

§ 90 Umfang der Gewässerunterhaltung

§ 90a Gewässerrandstreifen

§ 90b Koordinierung der Gewässerunterhaltung

§ 91 Pflicht zur Gewässerunterhaltung

§ 92 Umlage des Unterhaltungsaufwands

§ 93 Finanzierungshilfen des Landes

§ 94 Unterhaltungspflicht bei Anlagen in und an
fließenden Gewässern

§ 95 Gewässerunterhaltung durch Dritte 

§ 96 Beseitigungspflicht des Störers

§ 97 Besondere Pflichten im Interesse der Gewäs-
serunterhaltung

§ 98 Entscheidung in Fragen der Gewässerunter-
haltung

Abschnitt III 
Anlagen in und an Gewässern

§ 99 Anlagen in und an Gewässern

Neunter Teil

Gewässerausbau, Talsperren und Rückhaltebecken

Abschnitt I 
Gewässerausbau

§ 100 Grundsätze

§ 101 Entschädigungspflicht beim Gewässerausbau

§ 102 Besondere Pflichten im Interesse des Gewäs-
serausbaus

§ 103 Vorteilsausgleich

§ 104 Verfahren

Abschnitt II 
Talsperren und Rückhaltebecken

§ 105 Talsperren, Hochwasserrückhaltebecken, Rück-
haltebecken außerhalb von Gewässern

§ 106 Bau und Betrieb

Zehnter Teil

Sicherung des Hochwasserabflusses

Abschnitt I 
Deiche und andere Hochwasserschutzanlagen

§ 107 Errichten, Beseitigen, Umgestalten

§ 108 Unterhaltung und Wiederherstellung

§ 109 Unterhaltung durch Dritte

§ 110 Besondere Pflichten im Interesse der Unter-
haltung

§ 111 Entscheidung in Unterhaltungsfragen

§ 111aSchutzvorschriften

Abschnitt II 
Überschwemmungsgebiete

§ 112 Festsetzungen

§ 113 Überschwemmungsgebiete

§ 114 Zusätzliche Maßnahmen

Abschnitt III 
Wild abfließendes Wasser

§ 115 Veränderung des Wasserablaufs, Pflicht zur
Aufnahme

Elfter Teil

Gewässeraufsicht

Abschnitt I 
Allgemeine Vorschriften

§ 116 Aufgabe der Gewässeraufsicht

§ 116aErleichterungen für auditierte Betriebsstand-
orte

§ 117 Besondere Pflichten

§ 118 Kosten der Gewässeraufsicht

§ 119 Gemeinsame Durchführung von Aufgaben

Abschnitt II 
Besondere Vorschriften

§ 120 Überwachung von Abwassereinleitungen

§ 121 Gewässerschau

§ 122 Deichschau

§ 123 Wassergefahr

Zwölfter Teil

Zwangsrechte

§ 124 Ermitteln der Grundlagen des Wasserhaus-
halts

§ 125 Verändern oberirdischer Gewässer

§ 126 Benutzen oberirdischer Gewässer

§ 127 Anschluss von Stauanlagen

§ 128 Durchleiten von Wasser und Abwasser

§ 129 Mitbenutzen von Anlagen

§ 130 Einschränkende Vorschriften

§ 131 Entschädigungspflicht, Sonstiges

§ 132 (aufgehoben)

§ 133 (aufgehoben)

Dreizehnter Teil

Entschädigung

§ 134 Entschädigungsverfahren

§ 135 Übernahmepflicht

Vierzehnter Teil

Wasserbehörden

§ 136 Behördenaufbau

§ 137 (aufgehoben)

§ 138 Sonderordnungsbehörden

§ 139 Aufsichtsbehörden

§ 140 Bestimmung der zuständigen Behörden

Fünfzehnter Teil

Verwaltungsverfahren

Abschnitt I 
Allgemeine Bestimmungen, 

Umweltverträglichkeitsprüfung

§ 141 Geltungsbereich von Verordnungen

§ 142 Sicherheitsleistung

§ 142aUmweltverträglichkeitsprüfung
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Abschnitt II 
Förmliches Verwaltungsverfahren, 

Schutzgebietsverfahren

Titel 1 
Allgemeine Bestimmungen

§ 143 Grundsatz

§ 144 Vertreterbestellung

§ 145 Aussetzung des Verfahrens

§ 146 Verfahrenskosten

Titel 2 
Bewilligungsverfahren, 

gehobenes Erlaubnisverfahren

§ 147 Erfordernisse des Antrags

§ 148 Bekanntmachung

§ 149 Inhalt des Bescheides

Titel 3 
Andere Verfahren

§ 150 Festsetzen von Wasserschutz- und Heilquel-
lenschutzgebieten

§ 151 Ausgleichsverfahren, Zwangsrechtsverfahren

Abschnitt III 
Planfeststellung

§ 152 Grundsatz

§ 153 Anzuwendende Vorschriften

Abschnitt IV 
Überprüfung von Zulassungen

§ 154 Überprüfung von Zulassungen, Anpassungen

§ 155 (aufgehoben)

§ 156 (aufgehoben)

Sechzehnter Teil

Wasserbuch

§ 157 Einrichtung des Wasserbuchs

§ 158 Eintragung

§ 159 Verfahren

§ 160 Einsicht

Siebzehnter Teil

Bußgeldbestimmungen

§ 161 Bußgeldvorschriften

§ 161aZuwiderhandlungen gegen Abwassersatzun-
gen der Gemeinden

§ 162 (aufgehoben)

Achtzehnter Teil

Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 163 Weitergeltung bisheriger Verordnungen

§ 164 Alte Rechte und alte Befugnisse

§ 165 (aufgehoben)

§ 166 Sonstige aufrechterhaltene Rechte

§ 167 Grundrechte der Artikel 12 und 13 des
Grundgesetzes

§ 168 (aufgehoben)

§ 169 (aufgehoben)

§ 170 Sondervorschriften für Wasserverbände

§ 171 Durchführung des Gesetzes

§ 172 Berichtspflicht

§ 173 (In-Kraft-Treten)“.

2. Die Überschrift des ersten Teils wird wie folgt ge-
fasst:

„Erster Teil

Einleitende Bestimmungen, Bewirtschaftung

1. Abschnitt 
Geltungsbereich“.

3. § 1 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Satz 1 gilt auch für Teile von Gewässern“.

b) In Absatz 2 Nr. 2 wird folgender Satz angefügt:

„2Straßenseitengräben dienen nur dann der Vor-
flut anderer Grundstücke, wenn von diesen
Grundstücken das Wasser gezielt eingeleitet
wird.“

4. Vor § 2 wird folgende Überschrift eingefügt:

„2. Abschnitt 
Grundsätze, Bewirtschaftung, 

Flussgebietseinheiten“.

5. § 2 wird wie folgt gefasst:

„§ 2 
Aufgabe der Wasserwirtschaft, 

Bewirtschaftungsgrundsätze und -ziele

(1) 1Die Gewässer sind nach den Grundsätzen und
Zielen der §§ 1a, 25a bis 25d und 33a des Wasser-
haushaltgesetzes zu bewirtschaften. 

(2) Der Wasserbedarf der öffentlichen Wasserversor-
gung ist vorrangig aus ortsnahen Wasservorkommen
zu decken, soweit überwiegende Gründe des Wohls
der Allgemeinheit nicht entgegenstehen.

(3) Die Ziele der Raumordnung und Landesplanung
sind zu beachten; die Grundsätze und sonstigen
Erfordernisse der Raumordnung sind zu berücksich-
tigen.“

6. § 2a wird wie folgt geändert:

a) Die Textstelle vor dem Wort „insbesondere“ wird
wie folgt gefasst:

„Die oberste Wasserbehörde erlässt im Einver-
nehmen mit dem für Umweltschutz zuständigen
Ausschuss des Landtages durch Rechtsverord-
nung die zur Durchführung von bindenden Be-
schlüssen der Europäischen Gemeinschaft erfor-
derlichen Vorschriften, um die Gewässer und die
direkt von ihnen abhängigen Landökosysteme
und Feuchtgebiete nach Maßgabe der in § 2 ge-
nannten Ziele zu bewirtschaften,“.

b) Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

„1. qualitative und quantitative Anforderungen
an die Gewässer und an das Einbringen und Ein-
leiten von Stoffen in Gewässer sowie Angaben zu
Emissionen,“.

c) Die Nummer 2 wird aufgehoben und die Num-
mern 3 bis 6 werden die Nummern 2 bis 5. 

d) In Nummer 5 wird der Punkt am Ende durch ein
Komma ersetzt und folgende Nummern 6 bis 10
angefügt:

„6. die Beschreibung, Kategorisierung und Typi-
sierung von Gewässern und die Festlegung
der typspezifischen Referenzbedingungen,

7. die Ermittlung des Zustands der Gewässer
einschließlich der Zusammenstellung und
Beurteilung der Belastungen und der Auswir-
kungen auf die Gewässer,

8. die Voraussetzungen für die Einstufung und
die Darstellung des Gewässerzustandes,

9. die wirtschaftliche Analyse der Wassernut-
zungen sowie die Festlegung von Fristen,

10. die Regelung von Verfahren.“
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7. Nach § 2a werden folgende §§ 2b bis 2g eingefügt:

„§ 2b 
Bewirtschaftung in Flussgebietseinheiten 

(zu § 1b WHG)

1Die Bewirtschaftung der oberirdischen Gewässer
auf dem Gebiet des Landes Nordrhein-Westfalen
und der ihnen zugeordneten Grundwasserkörper
findet nach Maßgabe dieses Abschnitts für die
Flussgebietseinheiten

1. Ems,

2. Maas, 

3. Rhein und 

4. Weser 

statt und erfasst die jeweiligen Einzugsgebiete. 2Die
Flussgebietseinheiten mit den Einzugsgebieten sind
in der Anlage 1 dargestellt.

§ 2c 
Fristen zur Erreichung der Bewirtschaftungsziele

(zu §§ 25c und 33a WHG)

(1) 1Bis zum 22. Dezember 2015 sind folgende Be-
wirtschaftungsziele zu erreichen:

1. bei oberirdischen Gewässern ein guter ökologi-
scher und chemischer Zustand (§ 25a Abs. 1 Nr. 2
des Wasserhaushaltsgesetzes),

2. bei künstlichen und erheblich veränderten
Gewässern ein gutes ökologisches Potential und
guter chemischer Zustand (§ 25b Abs. 1 Nr. 2 des
Wasserhaushaltsgesetzes),

3. beim Grundwasser ein guter mengenmäßiger und
chemischer Zustand (§ 33a Abs. 1 Nr. 4 des Was-
serhaushaltsgesetzes),

4. bei den Schutzgebieten im Sinne von Artikel 6
i.V. mit Anhang IV der Richtlinie 2000/60/EG alle
in Absatz 1 Nrn. 1 bis 3 genannten Ziele, sofern
die Rechtsvorschriften der Europäischen Ge-
meinschaft, nach denen die Schutzgebiete ausge-
wiesen wurden, keine anderweitigen Bestimmun-
gen enthalten.

2§ 25d und 33a Abs. 4 des Wasserhaushaltsgesetzes
bleiben unberührt.

(2) 1Die Wasserbehörden können 

1. Ausnahmen von den Bewirtschaftungszielen nach
Maßgabe der §§ 25d und 33a Abs. 4 WHG zulas-
sen sowie 

2. die in Absatz 1 festgelegte Frist unter den in
§ 25c Abs. 2 und 3 und § 33a Abs. 4 des Wasser-
haushaltsgesetzes genannten Voraussetzungen
höchstens zweimal um sechs Jahre verlängern.

2Lassen sich die Ziele aufgrund der natürlichen Gege-
benheiten nicht innerhalb des verlängerten Zeitraums
erreichen, sind weitere Verlängerungen möglich. 

§ 2d 
Maßnahmenprogramm und Bewirtschaftungsplan

(zu §§ 1b, 36 und 36b WHG)

(1) 1Für die nordrhein-westfälischen Anteile der in
§ 2b genannten Flussgebietseinheiten erarbeitet die
oberste Wasserbehörde Beiträge zu den Maßnah-
menprogrammen und Bewirtschaftungsplänen der
Flussgebietseinheiten und stellt, im Einvernehmen
mit den betroffenen obersten Landesbehörden und
dem für den Umweltschutz zuständigen Ausschuss
des Landtages, die Maßnahmenprogramme und
Bewirtschaftungspläne für die in § 2b genannten
Flussgebietseinheiten auf, soweit sie die nordrhein-
westfälischen Anteile betreffen. 2Bei der Erarbei-
tung werden die Träger öffentlicher Belange und ih-
nen Gleichgestellte, insbesondere die Landkreise
und kreisfreien Städte, die nach den Vorschriften im
Rahmen des Bundesnaturschutzgesetzes anerkann-
ten Verbände, die betroffenen Wasserverbände und
die betroffenen Regionalräte gemäß § 9 Abs. 2 Lan-
desplanungsgesetz beteiligt. 

(2) 1Die Beiträge zu den Maßnahmenprogrammen
und Bewirtschaftungsplänen sind mit den zuständi-

gen Behörden der an der Flussgebietseinheit betei-
ligten Nachbarländern und Nachbarstaaten zu koor-
dinieren. 2Die Koordinierung erfolgt im Benehmen
und, soweit auch Verwaltungskompetenzen des Bun-
des berührt sind, im Einvernehmen mit den zustän-
digen Bundesbehörden. 3Bei Flussgebietseinheiten,
die auch im Hoheitsgebiet anderer Staaten liegen,
ist das Einvernehmen der zuständigen Bundesbe-
hörde auch erforderlich, soweit die Pflege der Bezie-
hungen zu auswärtigen Staaten nach Artikel 32 des
Grundgesetzes berührt ist. 

(3) 1Die oberste Wasserbehörde kann durch Verwal-
tungsvorschrift die Einzelheiten der Erarbeitung,
Beteiligung und Koordination regeln. 2Sie kann mit
den an der Flussgebietseinheit beteiligten Ländern
die Einzelheiten der Koordinierung der Beiträge zu
den Maßnahmenprogrammen und Bewirtschaftungs-
plänen sowie die Einrichtung von gemeinsamen
Koordinierungsstellen vereinbaren.

(4) 1Die Maßnahmenprogramme enthalten die
grundlegenden Maßnahmen nach Artikel 11 Abs. 3
in Verbindung mit Anhang VI Teil A und, soweit die-
se zur Erreichung der in § 25a Abs. 1 WHG, § 25b
Abs. 1, §§ 33c und 33a Abs. 1 WHG festgesetzten
Ziele notwendig sind, ergänzende Maßnahmen nach
Artikel 11 Abs. 4 in Verbindung mit Anhang VI Teil
B der Richtlinie 2000/60/EG. 2Die Bewirtschaf-
tungspläne enthalten die in Artikel 13 in Verbindung
mit Anhang VII der Richtlinie 2000/60/EG genann-
ten Informationen. 3Die zuständige Behörde kann
unter den Voraussetzungen der §§ 33a und 34 die in
Artikel 11 Abs. 3j der Richtlinie 2000/60/EG
genannten Einleitungen zulassen.

(5) 1Die Maßnahmenprogramme und Bewirtschaf-
tungspläne sind bis zum 22. Dezember 2009 aufzu-
stellen. 2Sie sind erstmals bis zum 22. Dezember
2015 sowie anschließend alle sechs Jahre zu über-
prüfen und, soweit erforderlich, zu aktualisieren.

(6) 1Die im ersten Maßnahmenprogramm aufgeführ-
ten Maßnahmen für die nordrhein-westfälischen
Anteile der in § 2b genannten Flussgebietseinheiten
sind bis zum 22. Dezember 2012 umzusetzen. 2Maß-
nahmen eines aktualisierten Maßnahmenprogramms
sind innerhalb von drei Jahren umzusetzen.

(7) 1Zur Vorbereitung der Maßnahmenprogramme
und Bewirtschaftungspläne nach Absatz 1 und § 2e
einschließlich zur Beurteilung künftiger Nutzungs-
ansprüche kann die oberste Wasserbehörde unter
Berücksichtigung der Grundlagen der Wasserwirt-
schaft sowie der Grundsätze und Ziele nach § 2
zusammenfassende Darstellungen erarbeiten, insbe-
sondere für den Bereich der öffentlichen Wasserver-
sorgung und dem Bereich der Freihaltung und Rück-
gewinnung von Überschwemmungsgebieten. 2Dazu
gehören Angaben über 

1. die für die öffentliche Wasserversorgung derzeit
genutzten und zukünftig für eine solche Nutzung
in Betracht kommenden Wasservorkommen sowie
die zu diesem Zweck zu schützenden Gebiete,

2. den Zustand der für die Zwecke nach Nummer 1
in Anspruch genommenen Wasservorkommen, die
zu bewirtschaftenden Wassermengen sowie deren
regionale Verteilung und die zukünftigen Ent-
wicklungen,

3. die festgesetzten und natürlichen Überschwem-
mungsgebiete, Gebiete, die dem Schutz des § 112
Abs. 3 unterliegen, sowie die Flächen, die zum
Erhalt und zur Rückgewinnung als Rückhalteflä-
chen in Betracht kommen.

§ 2e 
Detaillierte Programme und Pläne 

zur Bewirtschaftung für Teileinzugsgebiete
(zu §§ 36, 36b WHG)

(1) Soweit erforderlich, kann die zuständige Behörde
zur Erreichung der im Wasserhaushaltsgesetz und in
diesem Gesetz festgelegten Bewirtschaftungsziele
den Bewirtschaftungsplan nach § 2d durch detail-
lierte Programme und Pläne zur Bewirtschaftung für
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Teileinzugsgebiete und für bestimmte Sektoren und
Aspekte der Wasserwirtschaft ergänzen.

(2) Die Regelungen über die Beteiligung, die Koordi-
nierung, die Bekanntgabe und Verbindlichkeit nach
§ 2d Abs. 1 und 2 und §§ 2f und 2g gelten entspre-
chend.

§ 2f 
Bekanntgabe und Verbindlichkeit von 

Maßnahmenprogramm und Bewirtschaftungsplan

1Die oberste Wasserbehörde gibt die Bewirtschaf-
tungspläne und die Maßnahmenprogramme sowie die
Entwürfe nach § 2g Abs. 2 bis 4 im Ministerialblatt
bekannt, soweit sie die nordrhein-westfälischen An-
teile der Flusseinzugsgebiete betreffen. 2Die zustän-
dige Behörde, auf deren Gebiet sich die Planung er-
streckt, legt den Bewirtschaftungsplan und das Maß-
nahmenprogramm zur Einsicht für jedermann aus.
3Auf diese Auslegung wird bei der Bekanntmachung
hingewiesen. 4Die nordrhein-westfälischen Anteile
der Maßnahmenprogramme und der Bewirtschaf-
tungspläne nach den §§ 2d und 2e sind für alle
behördlichen Entscheidungen verbindlich. 

§ 2g 
Information und Anhörung der 

Öffentlichkeit bei der Erstellung des 
Bewirtschaftungsplans
(Zu §§ 36, 36b WHG)

(1) Die für die Erarbeitung und Aufstellung der
Maßnahmenprogramme und Bewirtschaftungspläne
zuständigen Behörden fördern die aktive Beteiligung
aller interessierter Stellen bei der Aufstellung,
Überprüfung und Aktualisierung der Pläne und
unterrichten sie über die wesentlichen Vorarbeiten.

(2) Spätestens drei Jahre vor Beginn des Zeitraums,
auf den sich der Bewirtschaftungsplan bezieht, wer-
den der Zeitplan, das Arbeitsprogramm für die
Erstellung des Bewirtschaftungsplans und die zu
treffenden Anhörungsmaßnahmen durch die oberste
Wasserbehörde veröffentlicht.

(3) Ein Überblick über die für das Einzugsgebiet
festgestellten wichtigen Wasserbewirtschaftungsfra-
gen veröffentlicht die oberste Wasserbehörde spätes-
tens zwei Jahre vor Beginn des Zeitraums, auf den
sich der Plan bezieht.

(4) 1Entwürfe des Bewirtschaftungsplans veröffent-
licht die oberste Wasserbehörde spätestens ein Jahr
vor Beginn des Zeitraums, auf den sich der Plan be-
zieht. 2Auf Antrag gewährt die zuständige Behörde
auch Zugang zu Hintergrunddokumenten und 
-informationen, die bei der Erstellung des Bewirt-
schaftungsplanentwurfs herangezogen wurden, nach
den Vorschriften des Umweltinformationsgesetzes.
3§ 10 des Umweltinformationsgesetzes findet keine
Anwendung.

(5) Innerhalb von sechs Monaten nach Veröffentli-
chung kann zu den Vorhaben nach den Absätzen 2
bis 4 Abs. 1 schriftlich oder zur Niederschrift bei der
zuständigen Behörde Stellung genommen werden.

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten für die zu aktualisie-
renden Bewirtschaftungspläne nach § 2d Abs. 5 und
die Ergänzungen nach § 2e entsprechend.“

8. § 3 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 Nr. 1 werden die Wörter „dem anliegen-
den Verzeichnis“ durch die Wörter „der Anlage 2
zu § 3“ ersetzt.

b) In Satz 2 werden die Wörter „und das in ihnen
vom natürlichen Wasserhaushalt abgesonderte
Wasser“ gestrichen.

9. Die Überschrift des Dritten Teils im Abschnitt I
wird wie folgt gefasst:

„Wasserschutzgebiete, Heilquellenschutz“.

10. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter „verbindli-
che Anordnungen im Rahmen von“ durch die
Wörter „Verbote, Beschränkungen und Duldungs-
pflichten nach“ ersetzt.

b) In Absatz 1 Satz 3 werden die Wörter „oder durch
Anordnung im Einzelfall“ gestrichen.

c) Absatz 1 Satz 4 wird wie folgt gefasst:

„4Die Eigentümer und Nutzungsberechtigen von
Grundstücken können anstelle eines Verbots auch
verpflichtet werden, Handlungen in einer
bestimmten Weise durchzuführen, insbesondere
können an Stelle eines Verbots des Aufbringens
von Dünge-, Pflanzenschutzmitteln und Gülle
Festlegungen getroffen werden, dass die Grund-
stücke nur in bestimmter Weise genutzt werden
können.“

d) In Absatz 1 wird nach Satz 4 folgender Satz 5
angefügt:

„5Regelungen nach den Sätzen 2 bis 4 können
auch im Einzelfall erlassen werden, wenn ein
Wasserschutzgebiet nach Satz 1 festgesetzt ist.“

e) Nach Absatz 2 wird folgender neuer Absatz 3 ein-
gefügt: 

„(3) Bis zum 31. Dezember 2015 sollen für alle
Gewinnungsanlagen der öffentlichen Wasserver-
sorgung mit einer Entnahme von größer 1.000000
m3/a Wasserschutzgebiete festgesetzt werden, so-
fern dies die Grundsätze und Ziele der WRRL
und des § 33a WHG erfordern.“ 

f) Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden Absatz 4
und 5 (neu). 

11. § 15 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 wird nach Satz 2 folgender Satz 3
eingefügt:

„3Ist in einer Verordnung nach § 14 Abs. 1 ein
Begünstigter nicht bezeichnet, ist derjenige zur
Entschädigung verpflichtet, der durch die Aus-
übung des Wasserrechtes begünstigt ist.“

b) In Absatz 3 Satz 6 werden die Wörter „Deutsche
Mark“ durch das Wort „Euro“ ersetzt.

12. § 18 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird der 1. Halbsatz wie folgt gefasst: 

„Die oberste Wasserbehörde und die oberste Bau-
aufsichtsbehörde werden ermächtigt, im Einver-
nehmen mit der für die Wirtschaft, für die Arbeit,
für den Verkehr, für die Energie und für die
Gesundheit jeweils zuständigen obersten Landes-
behörde und im Einvernehmen mit den zuständi-
gen Ausschüssen des Landtags durch Rechtsver-
ordnung eine Anzeigepflicht für denjenigen zu
begründen,“.

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Der erste Halbsatz wird wie folgt gefasst:

„1Die oberste Wasserbehörde und die oberste
Bauaufsichtsbehörde werden ermächtigt, im
Einvernehmen mit der für die Wirtschaft, für
die Arbeit, für den Verkehr, für die Energie
und für die Gesundheit jeweils zuständigen
obersten Landesbehörde durch Rechtsverord-
nung zu bestimmen,“.

bb) In Satz 2 Nr. 1 werden die Wörter „vom
Ministerium oder vom Ministerium für Städ-
tebau und Wohnen, Kultur und Sport“ durch
die Wörter „von der obersten Wasserbehörde
oder von der obersten Bauaufsichtsbehörde“
ersetzt.

13. Die Überschrift des Vierten Teils wird wie folgt ge-
fasst:

„Grundlagen der Wasserwirtschaft, Zugang und Er-
fassung von Daten“.

14. § 19 wird wie folgt geändert:
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a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter „vom
Ministerium“ durch die Wörter „von der obersten
Wasserbehörde“ ersetzt.

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1a einge-
fügt:

„(1a) Zu den Grundlagen der Wasserwirtschaft
gehören auch die zur Erfüllung der Bewirtschaf-
tungsziele erforderlichen Feststellungen der
Belastungen und deren Auswirkungen auf die
Gewässer sowie die wirtschaftliche Analyse.“

15. Nach § 19 wird folgender § 19a eingefügt:

„§ 19a 
Zugang und Erfassung von Daten, 

Unterrichtungspflichten
(zu § 37a WHG)

(1) 1Die zuständigen Behörden können im Rahmen
der ihnen nach dem Wasserhaushaltgesetz und die-
sem Gesetz übertragenen Aufgaben die erforderli-
chen Daten erheben sowie die erforderlichen Aus-
künfte und Aufzeichnungen verlangen. 2Dies gilt
auch für Aufgaben, die ihnen auf Grund einer nach
diesen Gesetzen erlassenen Verordnung übertragen
sind. 3Zu den übertragenen Aufgaben gehören insbe-
sondere

1. die Durchführung von Verwaltungsverfahren,

2. die Gewässeraufsicht und die Durchführung des
gewässerkundlichen Mess- und Beobachtungs-
dienstes,

3. die Gefahrenabwehr,

4. die Ausweisung von Wasserschutz- und Über-
schwemmungsgebieten sowie von Deichschutzzo-
nen und Gewässerrandstreifen,

5. die Beschreibung, Kategorisierung und Typisie-
rung von Gewässern und die Festlegung der typ-
spezifischen Referenzbedingungen,

6. die Ermittlung der Art und des Ausmaßes der
anthropogenen Belastungen einschließlich der
Belastungen aus diffusen Quellen,

7. die Einstufung und Darstellung des Gewässerzu-
standes,

8. die wirtschaftliche Analyse der Wassernutzung,

9. die Aufstellung des Maßnahmenprogramms und
des Bewirtschaftungsplans.

4Es soll zunächst auf vorhandene Daten zurückge-
griffen werden.

(2) 1Zur Erfüllung der in Absatz 1 genannten Aufga-
ben können auch personen- und betriebsbezogene
Daten erhoben und weiter verarbeitet werden. 2Die
Weitergabe von Daten und Aufzeichnungen an
Behörden anderer Länder und des Bundes sowie an
über- und zwischenstaatliche Stellen ist in dem zur
Erfüllung bestehender Verpflichtungen gebotenen
Umfang insbesondere zur Erfüllung der Koordinie-
rungspflichten nach § 2d zulässig. 3Eine Veröffentli-
chung hat so zu erfolgen, dass Rückschlüsse auf Be-
triebs- oder Geschäftsgeheimnisse nicht gezogen
werden können. 4Im Übrigen bleiben die Bestim-
mungen des Landesdatenschutzgesetzes unberührt“.

16. § 20 wird aufgehoben.

17. § 21 wird aufgehoben.

18. § 22 wird aufgehoben.

19. § 24 Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Nebenbestimmungen sind insbesondere zulässig,
um 

1. nachteilige Wirkungen für das Wohl der Allge-
meinheit zu verhüten oder auszugleichen,

2. die Ziele und Grundsätze des § 2 und die Festle-
gungen in Maßnahmenprogrammen nach §§ 2d
und 2e zu erreichen und 

3. sicherzustellen, dass die der Gewässerbenutzung
dienenden Anlagen technisch einwandfrei gestal-
tet und betrieben werden.“

19a. In § 25a Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:

„3Die gehobene Erlaubnis soll bei Wasserkraftanla-
gen nicht weniger als 40 Jahre umfassen.“

20. Nach § 26 wird folgender § 26a eingefügt:

„§ 26a 
Rechtsnachfolge

(zu §§ 7 und 8 WHG)

1Der Übergang einer Erlaubnis oder einer Bewilli-
gung auf den Rechtsnachfolger nach §§ 7 Abs. 2 und
8 Abs. 6 des Wasserhaushaltsgesetzes ist der zustän-
digen Behörde anzuzeigen, sofern es sich bei der
Gewässerbenutzung um eine nach dem Abwasserab-
gabengesetz zu veranlagende Einleitung von Abwas-
ser oder eine Entnahme von Wasser mit mehr als 3000
Kubikmetern im Jahr handelt. 2Die Änderung des
Rechtsinhabers ist in das Wasserbuch einzutragen.“

21. Der aufgehobene § 30 wird wie folgt gefasst:

„§ 30 
Erlöschen der Zulassung

1Wurde eine Benutzung, deren Zulassung vor In-
Kraft-Treten dieses Gesetzes erteilt worden ist, wäh-
rend eines Zeitraums von drei Jahren ununterbro-
chen nicht ausgeübt, hat der Zulassungsinhaber bis
zum 31. Dezember 2007 der zuständigen Behörde
anzuzeigen, ob er die Benutzung aufnehmen will.
2Bei nicht angezeigten Rechten erlischt die Zulas-
sung.“

21a.Nach § 31 wird folgender § 31a eingefügt:

„§ 31a 
Nutzung der Wasserkraft

(1) Gemäß § 1a WHG sind die Erfordernisse des Kli-
maschutzes besonders zu berücksichtigen.

(2) Nach Maßgabe von § 31 Abs. 1 Satz 1 und 2
WHG sind bei vorhandener Wasserkraftnutzung in
der Regel überwiegende Gründe des Allgemeinwohls
anzunehmen.

(3) 1Bestehende Rechte oder Befugnisse der Benut-
zung eines Gewässers zum Betrieb einer Wasser-
kraftanlage berechtigen dazu, die Anlage zur Erzeu-
gung elektrischer Energie zu betreiben, soweit keine
zusätzlichen Eingriffe in das Gewässer erfolgen.
2Das Vorhaben ist der Wasserbehörde anzuzeigen.

(4) Ausbaumaßnahmen zur Wasserkraftnutzung
müssen sich an den in § 2 genannten Zielen ausrich-
ten und dürfen den nach den §§ 2d und 2e aufge-
stellten Maßnahmeprogrammen nicht entgegenste-
hen.“

22. § 37 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 werden die Wörter „das Ministerium
für Wirtschaft und Mittelstand, Energie und Ver-
kehr im Einvernehmen mit dem Ministerium“
durch die Wörter „die für Verkehr zuständige
oberste Landesbehörde im Einvernehmen mit der
obersten Wasserbehörde“ ersetzt.

b) In Absatz 4 werden die Wörter „das Ministerium
für Stadtentwicklung und Verkehr im Einverneh-
men mit dem Ministerium für Umwelt, Raumord-
nung und Landwirtschaft“ durch die Wörter „die
für Verkehr zuständige oberste Landesbehörde im
Einvernehmen mit der obersten Wasserbehörde“
ersetzt.

23. § 39 wird wie folgt geändert: 

a) In § 39 Abs. 5 werden die Wörter „Das Ministe-
rium für Wirtschaft und Mittelstand, Energie und
Verkehr“ durch die Wörter „die für Verkehr
zuständige oberste Landesbehörde“ ersetzt.

b) Absatz 6 wird gestrichen. 

24. § 44 wird aufgehoben.

25. § 45 wird wie folgt gefasst:

„1Will jemand Wasser aus einem Gewässer entneh-
men und ist er ganz oder teilweise zur Beseitigung
des aus der Entnahme herrührenden Abwassers ver-
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pflichtet (§§ 53, 53a und 54), darf die Wasserent-
nahme nur zugelassen werden, wenn die Erfüllung
der ihn treffenden Abwasserbeseitigungspflicht
gesichert ist. 2Erfasst die ihn treffende Abwasserbe-
seitigungspflicht auch die Einleitung des Abwassers,
darf die Wasserentnahme nur zugelassen werden,
wenn die Abwassereinleitung den Anforderungen
des § 52 Abs. 1 entsprechend zugelassen ist oder zu-
gleich mit der Entnahme zugelassen wird.“

26. § 47 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird folgt gefasst: 

„(1) 1Entnahmen von Wasser, das unmittelbar
oder nach entsprechender Aufbereitung der
öffentlichen Trinkwasserversorgung dienen soll,
dürfen nur erlaubt oder bewilligt werden, wenn 

1. sie den Zielen und Grundsätzen nach § 2 so-
wie den in einem Maßnahmenprogramm nach
den §§ 2d und 2e festgelegten Vorgaben nicht
entgegen stehen,

2. keine Beeinträchtigung der an die Wasserver-
sorgung zu stellenden hygienischen, chemi-
schen und sonstigen Anforderungen nach der
Trinkwasserverordnung zu besorgen ist,

3. ein mengenmäßiger Nachweis über die Ver-
sorgungserforderlichkeit privater und gewerb-
licher Wassernutzer geführt ist,

4. keine anderen Wasserentnahmerechte beste-
hen, die das gleiche Versorgungsgebiet und
den gleichen Versorgungszweck betreffen, es
sei denn, diese sind aus Gründen der
Betriebssicherheit erforderlich,

und

5. Anlagen zur Aufbereitung von Wasser für die
öffentliche Trinkwasserversorgung nach Maß-
gabe des § 48 Abs. 1 und 2 errichtet und
betrieben werden.

2Bei neuen Entnahmen von Wasser von mehr
als 1 Mio. m3 jährlich aus angereichertem
Grundwasser, Uferfiltrat oder unmittelbar
aus einem Oberflächengewässer, bei denen die
Inhaltsstoffe des Rohwassers Anlass zur Prü-
fung geben, ob eine ordnungsgemäße Be-
schaffenheit des Trinkwassers auf Dauer
sichergestellt wird, ist ein technischer Nach-
weis darüber zu führen, dass keine Beein-
trächtigung der Anforderungen nach Satz 1
Nr. 2 zu besorgen ist. 3Hierbei sind die für das
Wassereinzugsgebiet vorhandenen Schutzauf-
lagen und die Anlagen zur Aufbereitung des
Rohwassers zu berücksichtigen.“

b) In Absatz 2 wird nach der Angabe „Absatz 1“
die Angabe „Nrn. 1 und 2“ eingefügt.

c) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 ange-
fügt:

„(3) Bei der Benutzung von Grundwasser, das
für die derzeit bestehende oder künftige
öffentliche Wasserversorgung besonders ge-
eignet ist, genießt die öffentliche Wasserver-
sorgung Vorrang vor anderen Benutzungen,
soweit nicht überwiegende Belange des Wohls
der Allgemeinheit oder im Einklang damit
auch der Nutzen Einzelner etwas anderes
erfordern.“

27. Nach § 47 wird folgender § 47a eingefügt:

„§ 47a 
Sicherstellung der öffentlichen Wasserversorgung

(1) 1Die Gemeinden haben in ihrem Gebiet eine dem
Gemeinwohl entsprechende öffentliche Wasserver-
sorgung sicherzustellen. 2Die Gemeinden können
diese Aufgabe auf Dritte übertragen oder diese Drit-
ten überlassen, wenn eine ordnungsgemäße Wasser-
versorgung im Gemeindegebiet gewährleistet ist.
3Die zur Wasserversorgung Verpflichteten oder zur
Erfüllung dieser Pflicht beauftragten Unternehmen
wirken auf einen haushälterischen Umgang mit dem
Wasser hin. 4Unberührt bleiben die Regelungen zur

Übertragung gemeindlicher Aufgaben nach der
Gemeindeordnung und wasserverbandrechtlicher
Regelungen.

(2) 1Die Unternehmen der Wasserversorgung stellen
für die Erarbeitung der Maßnahmenprogramme und
des Bewirtschaftungsplanes nach §§ 36 und 36b des
Wasserhaushaltsgesetzes der zuständigen Behörde
die bestehende und zukünftige Versorgung ihres
Gebietes sowie die bestehende mengenmäßige und
qualitative Versorgungssituation dar. 2Die oberste
Wasserbehörde kann zur Vereinheitlichung der Dar-
stellung festlegen, welche Angaben in die Darstel-
lung aufzunehmen und in welcher Form sie darzu-
stellen sind.“

28. § 48 wird wie folgt gefasst:

„§ 48 
Bau und Betrieb von Anlagen 

für die öffentliche Wasserversorgung

(1) Anlagen, die der öffentlichen Wasserversorgung
dienen, sind nach Maßgabe der Trinkwasserverord-
nung nach den allgemein anerkannten Regeln der
Technik zu errichten und zu betreiben. 

(2) 1Anlagen zur Aufbereitung von Wasser für die
öffentliche Trinkwasserversorgung sind nach dem
Stand der Technik zu errichten und zu betreiben, wenn
die Beschaffenheit des zur Trinkwasserversorgung
gewonnenen Wassers (Rohwasser) dies im Einzelfall
und bezogen auf bestimmte Inhaltsstoffe und Eigen-
schaften nach § 5 Abs. 1 und § 6 Abs. 1 der Trinkwas-
serverordnung erforderlich ist. 2Die oberste Wasserbe-
hörde legt durch Rechtsverordnung mit Zustimmung
der betroffenen obersten Landesbehörden den Stand
der Technik für die Rohwasseraufbereitung fest.

(3) Der Betrieb und die Unterhaltung der Anlagen
sind durch Personal mit der erforderlichen Qualifi-
kation sicherzustellen.

(4) Entsprechen vorhandene Anlagen nicht den
Anforderungen nach den Absätzen 1 und 2, hat sie
der Betreiber unverzüglich diesen Anforderungen
anzupassen.“

29. In § 49 wird nach Satz 2 folgender Satz 3 angefügt:

„3Die zuständige Behörde kann im Hinblick auf die
Errichtung oder wesentliche Veränderung der Pla-
nung, Regelungen treffen, um nachteilige Beein-
trächtigungen des Wohls der Allgemeinheit zu ver-
hüten oder auszugleichen oder um sicherzustellen,
dass die Aufbereitungsanlagen nach § 48 errichtet
und betrieben werden.“

30. § 50 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„3Die Untersuchungsergebnisse nach Satz 1
und der Bericht über die Feststellungen nach
Satz 4 sind der zuständigen Behörde vorzule-
gen.“

bb) Nach Satz 3 wird folgender Satz 4 angefügt:

„4Im Rahmen dieses Berichts ist auf gegebe-
nenfalls getroffene Feststellungen zu Auswir-
kungen der Wasserentnahme auf das Gewäs-
ser und die von der Entnahme betroffenen
Schutzgüter einzugehen.“

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Die oberste Wasserbehörde wird ermächtigt,
durch Rechtsverordnung Regelungen zu treffen
über

1. Häufigkeit, Art, Ort und Umfang der Probeent-
nahmen in Abhängigkeit von der Entnahme-
menge an der Entnahmestelle,

2. Behandlung und Untersuchung der entnommenen
Proben, insbesondere welche mikrobiologischen,
physikalischen und chemischen Parameter des
Rohwassers zu untersuchen und wie diese zu
ermitteln sind,

3. Vorlage der Ergebnisse, Kriterien und Inhalt der
Berichte nach Absatz 1.“
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31. Nach § 50 wird folgender § 50a eingefügt:

„§ 50a
Wasserversorgungskonzept

(1) 1Eine nachhaltige Wassernutzung zum Zwecke
der öffentlichen Wasserversorgung soll langfristig
gewährleistet werden. 2Hierzu ist ein Konzept über
die öffentliche Wasserversorgung und die künftigen
Entwicklungsziele für diesen Bereich (Wasserversor-
gungskonzept) aufzustellen, das Folgendes beinhaltet:

1. Aussagen über den mengenmäßigen und qualita-
tiven Zustand der genutzten und nicht genutzten
Wasserkörper (Ist-Zustand) und die von den Nut-
zern beabsichtigte zukünftige Entwicklung,

2. vorhandene Wassergewinnungsgebiete mit dem
nutzbaren Wasserdargebot, Versorgungsräumen
und deren Zuordnung zueinander,

3. Wasservorranggebiete, soweit diese zur Sicher-
stellung der zukünftigen öffentlichen Wasserver-
sorgung erforderlich sind.

(2) 1Bei der Aufstellung sind vorhandene Nutzungen
und Strukturen der Wasserversorgung zu beachten,
wenn Änderungen nicht zur langfristigen Sicherstel-
lung einer zukünftigen öffentlichen Wasserversor-
gung zwingend erforderlich sind. 2Wasservorrangge-
biete und Wasserschutzgebiete sind so festzulegen,
dass die zu treffenden Regelungen auf das zum
Schutz der öffentlichen Wasserversorgung erforder-
liche Maß beschränkt werden. 

(3) 1Das Wasserversorgungskonzept wird von der
obersten Wasserbehörde im Einvernehmen mit den
betroffenen obersten Landesbehörden und im
Benehmen mit dem für den Umweltschutz zuständi-
gen Ausschuss des Landtages unter Beachtung der
Ziele der Raumordnung und Landesplanung aufge-
stellt. 2Die in der öffentlichen Wasserversorgung
Tätigen, die Träger öffentlicher Belange, die nach
den Vorschriften im Rahmen des Bundesnatur-
schutzgesetzes anerkannten Verbände sowie die
betroffenen Regionalräte gemäß § 9 Abs. 2 des Lan-
desplanungsgesetzes sind zu beteiligen.

(4) 1Die oberste Wasserbehörde gibt das Wasserver-
sorgungskonzept im Ministerialblatt bekannt. 2Es
wird mit der Veröffentlichung für behördliche Ent-
scheidungen verbindlich. 3Die zuständige Behörde,
auf deren Gebiet sich das Wasserversorgungskon-
zept erstreckt, legt dieses zur Einsicht für jeder-
mann aus. 4Auf diese Auslegung wird bei der
Bekanntmachung hingewiesen.“

32. In § 51 Abs. 2 Nr. 1 wird nach dem Wort „boden-
schutzrechtlichen“ ein Komma gesetzt und das Wort
„naturschutzrechtlichen“ eingefügt.

33. § 51a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 sind die Wörter „vor Ort“ zu strei-
chen.

bb) In Satz 1 werden nach dem Wort „ortsnah“
die Wörter „direkt oder ohne Vermischung
mit Schmutzwasser über eine Kanalisation“
eingefügt.

cc) Satz 2 wie folgt gefasst:

„2Die dafür erforderlichen Anlagen sind nach
Maßgabe des § 57 zu errichten und zu betrei-
ben.“

b) Absatz 2 wird aufgehoben.

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2 (neu).

d) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 3 (neu). 

e) In Absatz 3 (neu) wird Satz 1 gestrichen.

f) Nach Absatz 3 (neu) werden folgende Absätze 4
und 5 angefügt:

„(4) 1Die oberste Wasserbehörde wird ermächtigt,
durch Rechtsverordnung Anforderungen an Ein-
leitungen nach Absatz 1 zu stellen. 2Sie kann ins-
besondere Regelungen treffen über

1. die Erlaubnisfreiheit und die Begründung ei-
ner Anzeigepflicht, 

2. die Errichtung und den Betrieb der zur
schadlosen Versickerung notwendigen Anla-
gen und

3. die Unterhaltung und die Überwachung der
Abwasseranlagen.

(5) Die zuständige Behörde kann zur Wahrung einer
gemeinwohlverträglichen Beseitigung von Nieder-
schlagswasser durch Allgemeinverfügung festlegen,
dass in bebauten oder zu bebauenden Gebieten eine
Versickerung verboten ist.“

34. § 52 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift wird die Angabe „(Zu §§ 7a,
18a, 27, 36b WHG)“ ersetzt durch die Angabe
„(Zu §§ 7a, 18a, 25a bis 25d, 33a und 36 WHG)“.

b) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) 1Abwassereinleitungen in ein Gewässer dür-
fen nur erlaubt werden, wenn und soweit sie den

1. aus § 7a Abs. 1 des Wasserhaushaltsgesetzes
ergebenden Anforderungen, 

2. auf der Grundlage des § 2a in einer Verord-
nung festgelegten Umweltqualitätsnormen
für den Zustand der Gewässer,

3. in einem Maßnahmenprogramm nach §§ 2d
und 2e festgelegten Vorgaben 
entsprechen und 

4. Abwasseranlagen und Einrichtungen errich-
tet und betrieben werden, die die Einhaltung
der Anforderungen für dieses Abwasser nach
den Nummern 2 und 3 sicherstellen und 

5. der ordnungsgemäßen Erfüllung der Abwas-
serbeseitigungspflicht dienen.

2§ 6 des Wasserhaushaltsgesetzes und § 2 dieses
Gesetzes bleiben unberührt.“

c) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe „§ 25 Abs. 2“ er-
setzt durch die Angabe „§ 25“.

bb) Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt:

„2Vorhandene Einleitungen aus Anlagen nach
Spalte 1 des Anhangs zur Vierten Verordnung
zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes in der durch das Gesetz zur
Umsetzung der UVP-Änderungsrichtlinie, der
IVU-Richtlinie und weiterer EG-Richtlinien
zum Umweltschutz vom 27. Juli 2001 (BGBl. I
S. 1950) geänderten Fassung müssen bis zum
30. Oktober 2007 den Anforderungen nach
§ 7a Abs. 1 Satz 3 des Wasserhaushaltsgeset-
zes entsprechen, soweit diese nach dem In-
Kraft-Treten des vorgenannten Gesetzes fest-
gelegt worden sind.“

cc) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3 und wie
folgt gefasst:

„3Die in diesem Gesetz, in einer auf Grund
des § 2a erlassenen Verordnung, in Maßnah-
menprogrammen nach §§ 2d und 2e oder in
zwischenstaatlichen Vereinbarungen festge-
legten Fristen sind einzuhalten.“

d) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) 1Sofern das Abwasser keine gefährlichen,
prioritären oder prioritär gefährlichen Stoffe
beinhaltet, können Einleitungen im Einzugsge-
biet von Flusskläranlagen übergangsweise abwei-
chend vom Stand der Technik erlaubt werden,
wenn durch die wasserrechtliche Genehmigung
für die Flusskläranlage sichergestellt ist, dass die
Anforderungen nach § 7a des Wasserhaushaltsge-
setzes am Ablauf der Flusskläranlage und die auf
der Grundlage des § 2a in einer Verordnung für
den Zustand der Gewässer festgelegten Umwelt-
qualitätsnormen eingehalten werden. 2Bei der
Befristung der Erlaubnis sind die in Absatz 1
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oder in einer auf der Grundlage des § 2a in einer
Verordnung festgelegten Fristen zu beachten.“

e) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 eingefügt:

„(4) 1Werden in der Verordnung nach § 7a des
Wasserhaushaltsgesetzes für einen Herkunftsbe-
reich allgemeine Anforderungen, Anforderungen
an das Abwasser vor Vermischung und Anforde-
rungen an den Ort des Anfalls gestellt, kann die
zuständige Behörde die Vorlage eines Abwasser-
katasters und eines Nachweises über die Einhal-
tung des maßgeblichen Standes der Technik ver-
langen, wenn begründete Zweifel hinsichtlich der
Einhaltung der Anforderungen bestehen. 2Satz 1
gilt entsprechend für den Fall, dass nachträgliche
Anforderungen an eine vorhandene Einleitung zu
stellen sind.“

35. § 53 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) 1Die Gemeinden haben das auf ihrem Gebiet
anfallende Abwasser gemäß § 18a des Wasser-
haushaltsgesetzes zu beseitigen. 2Die Verpflich-
tung der Gemeinden zur Abwasserbeseitigung
umfasst insbesondere

1. die Planung der abwassertechnischen Er-
schließung von Grundstücken, deren Bebau-
barkeit nach Maßgabe des Baugesetzbuches
durch einen Bebauungsplan, einen Vorhaben-
und Erschließungsplan oder eine Klarstel-
lungs-, Entwicklungs- und Ergänzungssat-
zung begründet worden ist, 

2. das Sammeln und das Fortleiten des auf
Grundstücken des Gemeindegebietes anfal-
lenden Abwassers sowie die Aufstellung und
Fortschreibung von Plänen nach § 58 Abs. 1
Sätze 4 und 5,

3. das Behandeln und die Einleitung des nach
Nummer 2 übernommenen Abwassers sowie
die Aufbereitung des durch die Abwasserbe-
handlung anfallenden Klärschlamms für seine
ordnungsgemäße Verwertung oder Beseitigung,

4. die Errichtung und der Betrieb sowie die
Erweiterung oder die Anpassung der für die
Abwasserbeseitigung nach den Nummern 2
und 3 notwendigen Anlagen an die Anforde-
rungen des § 18b des Wasserhaushaltsgesetzes
und des § 57 dieses Gesetzes,

5. das Einsammeln und Abfahren des in Klein-
kläranlagen anfallenden Schlamms und des-
sen Aufbereitung für eine ordnungsgemäße
Verwertung oder Beseitigung, 

6. die Überwachung von Abwasserbehandlungs-
anlagen im Falle des Absatzes 4,

7. die Vorlage des Abwasserbeseitigungskonzep-
tes nach Maßgabe des Absatzes 1a und 1b.

3Die Gemeinden können sich zur Erfüllung ihrer
Abwasserbeseitigungspflicht nach Satz 2 Dritter
bedienen.“

b) Nach Absatz 1 werden folgende Absätze 1a bis 1c
eingefügt:

„(1a) 1Mit dem Abwasserbeseitigungskonzept
nach Absatz 1 Nr. 7 legen die Gemeinden der
zuständigen Behörde eine Übersicht über den
Stand der öffentlichen Abwasserbeseitigung so-
wie über die zeitliche Abfolge und die geschätz-
ten Kosten der nach Absatz 1 Nr. 4 erforderlichen
Maßnahmen vor. 2Das Abwasserbeseitigungskon-
zept ist jeweils im Abstand von sechs Jahren er-
neut vorzulegen. 3Es wird von der Gemeinde erar-
beitet, im Gebiet von Abwasserverbänden im
Benehmen mit dem Abwasserverband. 4Die vom
Abwasserverband gemäß § 54 Abs. 1 und 5 über-
nommenen Maßnahmen sind nachrichtlich auszu-
weisen. 5Die oberste Wasserbehörde bestimmt
durch Verwaltungsvorschrift, welche Angaben in
das Abwasserbeseitigungskonzept zwingend auf-
zunehmen sind und in welcher Form sie darge-
stellt werden. 6Die zuständige Behörde kann zur

Erreichung der sich aus § 2 ergebenden Ziele so-
wie aus einem Maßnahmenprogramm nach §§ 2d
und 2e ergebenden Anforderungen Fristen setzen,
wenn die Gemeinde ohne zwingenden Grund die
Durchführung von Maßnahmen verzögert, die im
Abwasserbeseitigungskonzept vorgesehen sind.

(1b) 1Das Abwasserbeseitigungskonzept soll auch
Aussagen darüber enthalten, wie zukünftig in den
Entwässerungsgebieten das Niederschlagswasser
unter Beachtung des § 51a und der städtebauli-
chen Entwicklung beseitigt werden kann. 2Dabei
sind die Auswirkungen auf die bestehende Ent-
wässerungssituation sowie die Auswirkungen auf
das Grundwasser und die oberirdischen Gewässer
darzustellen.

(1c) 1Abwasser ist von dem Nutzungsberechtigten
des Grundstücks, auf dem das Abwasser anfällt,
der Gemeinde oder, im Falle eines Übergangs der
Aufgabe des Absatz 1 Nr. 2 auf eine Anstalt des
öffentlichen Rechts oder andere öffentlich-recht-
liche Körperschaften, diesen zu überlassen, so-
weit nicht nach den folgenden Vorschriften der
Nutzungsberechtigte selbst oder andere zur
Abwasserbeseitigung verpflichtet sind. 2Ist die
Abwasserbeseitigungspflicht auf den Nutzungs-
berechtigten eines Grundstückes übertragen wor-
den, so geht diese Verpflichtung auf den Rechts-
nachfolger des Nutzungsberechtigten über.“

c) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3a einge-
fügt:

„(3a) 1Sofern gegenüber der zuständigen Behörde
nachgewiesen ist, dass das Niederschlagswasser
gemeinwohlverträglich auf dem Grundstück ver-
sickert oder ortsnah in ein Gewässer eingeleitet
werden kann und die Gemeinde den Nutzungsbe-
rechtigten des Grundstücks von der Überlas-
sungspflicht nach Absatz 1c freigestellt hat, ist er
zur Beseitigung von Niederschlagswasser ver-
pflichtet. 2Hiervon unberührt bleibt die Möglich-
keit der Gemeinde, auf die Überlassung des Nie-
derschlagswassers zu verzichten, wenn die Über-
nahme bereits erfolgt ist und eine ordnungsge-
mäße Beseitigung oder Verwendung des Nieder-
schlagswassers durch den Nutzungsberechtigten
sichergestellt ist. 3Der Nachweis der Gemein-
wohlverträglichkeit ist von der Gemeinde unter
Berücksichtigung der Entwicklung der Grund-
wasserstände zu führen, wenn die Bebaubarkeit
des Grundstückes nach dem 1. Januar 1996 durch
einen Bebauungsplan, einen Vorhabens- und
Erschließungsplan oder eine baurechtliche Sat-
zung begründet worden ist. 4Im Übrigen ist der
Nachweis durch den Nutzungsberechtigten des
Grundstücks zu führen. 5Im Falle des Satzes 2 ist
der Nachweis der zuständigen Behörde rechtzei-
tig vor der Bebauung der Grundstücke mit der
Planung nach § 53 Abs. 1 Nr. 1 und 58 Abs. 1 vor-
zulegen.“

d) Absatz 4 wird wie folgt geändert:

aa) Die Sätze 2 und 3 werden aufgehoben.

bb) Satz 4 (alt) wird Satz 2.

cc) In Satz 2 (neu) wird nach dem Wort „abfall-
rechtlichen“ ein Komma gesetzt und das Wort
„naturschutzrechtlichen“ eingefügt.

e) Absatz 4a wird wie folgt geändert:

aa) Die Angabe „den Absätzen 1 und 4“ wird er-
setzt durch die Angabe „Absatz 1“.

bb) Dem Absatz 4a wird folgender Satz angefügt:
„2Satz 1 gilt auch für Anlagen zur Ableitung
von Abwasser, dass der Gemeinde zu überlas-
sen ist.“

f) In Absatz 5 werden in den Sätzen 1 und 2 jeweils
die Wörter „für die Erlaubnis der Einleitung“
gestrichen.

36. In § 53a wird folgender Satz 3 angefügt:

„3Für den Zeitpunkt der Übernahme sind die in dem
unbeanstandeten Abwasserbeseitigungskonzept der
Gemeinde genannten Fristen maßgeblich.“
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37. Nach § 53a werden folgende §§ 53b und 53c einge-
fügt:

„§ 53b 
Übertragung der Abwasserbeseitigungspflicht auf 

Anstalten des öffentlichen Rechts
(zu § 18a WHG)

1Überträgt eine Gemeinde Aufgaben der Abwasser-
beseitigung auf eine von ihr nach § 114a der
Gemeindeordnung errichteten Anstalt des öffentli-
chen Rechts, wird die Anstalt im Umfang der ihr
übertragenen Aufgaben abwasserbeseitigungspflich-
tig. 2Die Pflichten nach § 53 Abs. 1 Nr. 7 verbleiben
bei der Gemeinde. 3Die Übertragung ist der zustän-
digen Behörde anzuzeigen. 4Die Vorschrift des
§ 114a der Gemeindeordnung bleibt unberührt.

§ 53c 
Umlage von Kosten der Abwasserbeseitigung

1Die Erhebung von Benutzungsgebühren durch die
Gemeinden erfolgt auf der Grundlage des Kommu-
nalabgabengesetzes mit der Maßgabe, dass zu den
ansatzfähigen Kosten alle Aufwendungen gehören,
die den Gemeinden durch die Wahrnehmung ihrer
Pflichten nach § 53 entstehen. 2Zu den ansatzfähi-
gen Kosten gehören auch die Beratung der
Anschlussnehmer im Zusammenhang mit dem An-
schluss ihres Grundstücks an die öffentliche Abwas-
seranlage. 3Ein schonender und sparsamer Umgang
mit Wasser sowie die Nutzung von Regenwasser sol-
len in die Gestaltung der Benutzungsgebühr einflie-
ßen.“

38. § 54 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird Satz 4 aufgehoben.

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird nach dem Wort „vor“ das Wort
„(Abwasserbeseitigungskonzept)“ angefügt.

bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„§ 53 Abs. 1a Sätze 2, 5 und 6 gelten entspre-
chend.“

c) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„2Die Übernahme bedarf der Zustimmung des
Dritten und der Gemeinde als die für die
Regelung des Anschluss- und Benutzungs-
zwanges zuständige öffentlich-rechtliche Kör-
perschaft.“

bb) Nach Satz 2 wird folgender Satz 3 angefügt:

„3Sie ist der zuständigen Behörde anzuzeigen.“

39. § 55 wird wie folgt gefasst:

„§ 55 
Ausgleichszahlungen

Sind zugunsten eines Unternehmens der Wasserver-
sorgung, der Wasserkraftnutzung oder vergleichba-
rer Unternehmen besondere Maßnahmen der
Abwasserbeseitigung vorgesehen, kann die zustän-
dige Behörde eine pauschale Ausgleichszahlung
festsetzen, die das Unternehmen dem Abwasserbe-
seitigungspflichtigen zum Ausgleich für den erhöh-
ten Aufwand zu zahlen hat.“

40. § 56 wird aufgehoben.

41. § 57 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter „vom Ministe-
rium“ durch die Wörter „von der obersten
Wasserbehörde“ ersetzt.

bb) In Satz 2 werden die Wörter „dem Ministe-
rium für Städtebau und Wohnen, Kultur und
Sport“ durch die Wörter „der obersten Bau-
aufsichtsbehörde“ ersetzt.

b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:

„§ 52 Abs. 2 Satz 3 gilt entsprechend.“

42. § 58 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift des § 58 wird wie folgt gefasst:

„Anzeige und Genehmigung von Abwasseranla-
gen“.

b) In Absatz 1 Satz 7 werden die Wörter „Das Mi-
nisterium für Umwelt, Raumordnung und Land-
wirtschaft“ durch die Wörter „Die oberste Was-
serbehörde“ ersetzt.

c) In Absatz 2 Satz 6 Nr. 2 werden die Wörter „des
Ministeriums“ durch die Wörter „der obersten
Wasserbehörde“ ersetzt.

d) Nach Absatz 3 werden folgende Absätze 4 und 5
angefügt:

„(4) 1Für genehmigungspflichtige Anlagen ist bei
Baubeginn der zuständigen Behörde vorzulegen

1. ein Nachweis über den Schallschutz, der von
einem staatlich anerkannten Sachverständi-
gen nach § 85 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 der Landes-
bauordnung aufgestellt oder geprüft sein
muss,

2. ein Nachweis über die Standsicherheit, der
von einem staatlich anerkannten Sachver-
ständigen nach § 85 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 der
Landesbauordnung geprüft sein muss. 

2Die zuständige Behörde kann zulassen, dass die
Nachweise und die Bescheinigung nach Satz 1
nicht von staatlich anerkannten Sachverständi-
gen aufgestellt und geprüft sein müssen. 3Auf die
Vorlage der Nachweise und der Bescheinigung
nach Satz 1 kann im Einzelfall verzichtet werden.
4Mit Vorlage der Nachweise und der Bescheini-
gung wird vermutet, dass die bauaufsichtlichen
Anforderungen insoweit erfüllt sind. 

(5) 1Soweit Teile der Abwasserbehandlungsanlage
Gebäude im Sinne des § 2 Abs. 2 der Landesbau-
ordnung sind, schließt die wasserrechtliche
Genehmigung die Genehmigung nach § 63 Abs. 1
oder eine Zustimmung nach § 80 der Landesbau-
ordnung ein. 2Die für die Genehmigung nach § 58
Abs. 2 zuständige Behörde beteiligt die zustän-
dige Bauaufsichtsbehörde.“

43. § 59 wird wie folgt gefasst:

„§ 59 
Indirekteinleitungen in öffentliche Abwasseranlagen

(1) Das Einleiten von Abwasser in öffentliche Ab-
wasseranlagen (Indirekteinleitung) bedarf der
Genehmigung der zuständigen Behörde, soweit in
einer Rechtsverordnung nach § 7a des Wasserhaus-
haltsgesetzes für den jeweiligen Herkunftsbereich
des Abwassers allgemeine Anforderungen, Anforde-
rungen vor seiner Vermischung oder für den Ort des
Anfalls festgelegt sind.

(2) 1Die Genehmigung ist widerruflich. 2Sie kann
befristet und mit Bedingungen und Auflagen ver-
bunden werden. 3§ 4 des Wasserhaushaltsgesetzes
gilt entsprechend. 4Die zuständige Behörde kann im
Genehmigungsverfahren widerruflich zulassen, dass
bereits vor Erteilung der Genehmigung die Einlei-
tung in eine öffentliche Abwasseranlage erfolgen
kann, wenn mit einer Entscheidung zugunsten des
Antragstellers gerechnet werden kann.

(3) 1Indirekteinleitungen in öffentliche Abwasseran-
lagen dürfen nur genehmigt werden, wenn sie 

1. den für den maßgeblichen Herkunftsbereich nach
§ 7a des Wasserhaushaltsgesetzes festgelegten all-
gemeinen Anforderungen, Anforderungen an das
Abwasser vor Vermischung und Anforderungen
an den Ort des Anfalls und

2. den auf der Grundlage des § 2a in einer Verord-
nung festgelegten Umweltqualitätsnormen für
den Zustand der Gewässer entsprechen und

3. Abwasseranlagen und Einrichtungen errichtet
und betrieben werden, die die Einhaltung der
Anforderungen nach den Nummern 1 und 2
sicherstellen.
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2§ 3 Abs. 4 der Abwasserverordnung bleibt unbe-
rührt. 3Die zuständige Behörde kann die Vorlage ei-
nes Abwasserkatasters und einen Nachweis der Ein-
haltung des maßgeblichen Standes der Technik
durch einen unabhängigen Sachverständigen ver-
langen, wenn begründete Zweifel hinsichtlich der
Einhaltung der Anforderungen bestehen.

(4) 1Entsprechen vorhandene Indirekteinleitungen
nicht den Anforderungen nach Absatz 3, hat die
zuständige Behörde durch nachträgliche Anforde-
rungen und Maßnahmen nach § 5 des Wasserhaus-
haltsgesetzes sicherzustellen, dass die Indirektein-
leitungen diesen Anforderungen entsprechen, sofern
sie nicht ganz einzustellen sind. 2Vorhandene Einlei-
tungen aus Anlagen nach Spalte 1 des Anhangs zur
Vierten Verordnung zur Durchführung des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes in der durch das Gesetz
zur Umsetzung der UVP-Änderungsrichtlinie, der
IVU-Richtlinie und weiterer EG-Richtlinien zum
Umweltschutz vom 27. Juli 2001 (BGBl. I S. 1950)
geänderten Fassung müssen bis zum 30. Oktober
2007 den Anforderungen nach § 7a Abs. 1 Satz 4 des
Wasserhaushaltsgesetzes entsprechen. 3Unberührt
bleiben die in diesem Gesetz und in einer auf Grund
des § 2a erlassenen Verordnung sowie die in Maß-
nahmenprogrammen nach §§ 2d und 2e festgelegten
Fristen. 4Absatz 3 Satz 2 gilt entsprechend.

(5) 1Anstelle der Genehmigung kann durch Rechts-
vorordnung für bestimmte Herkunftsbereiche eine
Anzeigepflicht begründet oder auf eine Genehmi-
gungspflicht verzichtet werden. 2Die oberste Wasser-
behörde wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung
die Voraussetzungen hierfür festzulegen und eine
Genehmigungspflicht für die Einleitung von Stoffen
aus Herkunftsbereichen festlegen, deren Behandlung
nach dem Stand der Technik in einer öffentlichen
Abwasserbehandlungsanlage nicht möglich ist. 

(6) 1Die zuständige Behörde legt der obersten Was-
serbehörde erstmalig zum 1. Januar 2006 sowie
anschließend alle sechs Jahre ein Verzeichnis der
genehmigungspflichtigen Indirekteinleitungen vor.
2Das Verzeichnis hat Angaben über die Art, Her-
kunft und die Mengen des indirekt eingeleiteten
Abwassers zu enthalten.“

44. Nach § 59 wird folgender § 59a eingefügt:

„§ 59a 
Indirekteinleitungen in private Abwasseranlagen

(1) Der Betreiber eines Kanalisationsnetzes für die
private Abwasserbeseitigung nach § 58 Abs. 1, das
der Beseitigung von gewerblichem oder industriel-
lem Abwasser dient, hat der zuständigen Behörde
den Wechsel des Nutzungsberechtigten eines an das
Kanalisationsnetz angeschlossenen Grundstücks
oder einer angeschlossenen Betriebseinrichtung
anzuzeigen, wenn sich die Art, die Menge oder die
stoffliche Zusammensetzung des Abwassers ändern. 

(2) 1Im Falle des Absatz 1 bedarf die Einleitung des
neuen Nutzers in das private Kanalisationsnetz ei-
ner Genehmigung der zuständigen Behörde, wenn
an die Einleitung des Abwassers allgemeine Anfor-
derungen, Anforderungen vor Vermischung oder
Anforderungen an den Ort des Anfalls nach § 7a des
Wasserhaushaltsgesetzes gestellt sind. 2Im Falle der
Genehmigung gilt § 53 Abs. 2 entsprechend. 3Auf ei-
ne Genehmigung kann die zuständige Behörde ver-
zichten, wenn der Betreiber nachweist, dass die Ein-
haltung der Anforderungen durch verbindliche
Regelungen mit dem Nutzungsberechtigten sicherge-
stellt ist. 

(3) Der zuständigen Behörde bleibt vorbehalten, in
die wasserrechtliche Zulassung für das aus der pri-
vaten Kanalisation eingeleitete Abwasser Nebenbe-
stimmungen und Begrenzungen zur Sicherstellung
des Standes der Technik nach § 7a des Wasserhaus-
haltsgesetzes aufzunehmen.“

45. § 60 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„2Die oberste Wasserbehörde wird ermächtigt,
durch Rechtsverordnung im Einvernehmen mit

dem für das Wasserrecht zuständigen Ausschuss
des Landtags Gruppen von Abwassereinleitern,
deren Abwasser keiner Behandlung bedarf oder
von deren Abwassereinleitungen keine erhebliche
Beeinträchtigung des Wasserhaushalts zu erwar-
ten ist, von dieser Verpflichtung zu befreien.“

b) In Absatz 2 werden die Wörter „Das Ministe-
rium“ durch die Wörter „Die oberste Wasserbe-
hörde“ ersetzt.

46. § 60a wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„Selbstüberwachung von Indirekteinleitungen in
Abwasseranlagen“.

b) In Satz 1 werden die Wörter „Wer nach § 59 Ab-
wasser mit gefährlichen Stoffen in eine öffentli-
che Abwasseranlage einleitet“ durch die Wörter
„Wer nach §§ 59 und 59a Abwasser in eine Ab-
wasseranlage einleitet“ ersetzt.

47. § 61 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „nach § 58
anzeige- oder genehmigungspflichtige Abwasser-
anlage“ durch die Wörter „Abwasseranlage nach
§ 58“ ersetzt.

b) In Absatz 2 werden die Wörter „Das Ministe-
rium“ durch die Wörter „Die oberste Wasserbe-
hörde“ ersetzt.

c) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) Bei Abwassereinleitungen und Indirekteinlei-
tungen nach §§ 59 und 59a kann die zuständige
Behörde den Einleiter von der Pflicht zur Selbst-
überwachung nach den Absätzen 1 und 2 ganz
oder teilweise befreien, wenn keine erhebliche
Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit zu
erwarten ist.“ 

48. § 66 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 7 wird die Angabe „10 Abs. 4“ durch
die Angabe „§ 10 Abs. 3 und 4“ ersetzt. 

b) Nach Absatz 7 werden folgende Absätze 8 und 9
angefügt:

„(8) 1Entstehen einer Gemeinde Aufwendungen da-
durch, dass das Abwasser aus einer vorhandenen
Einleitung der Abwasserbehandlungsanlage einer
Nachbargemeinde zugeführt wird, können diese
Aufwendungen nach § 10 Abs. 4 des Abwasserabga-
bengesetzes von der Nachbargemeinde verrechnet
werden. 2Die verrechneten Aufwendungen sind der
Gemeinde zu erstatten, bei der diese entstanden
sind.

(9) 1Im Falle des § 59a darf der Abgabepflichtige un-
ter den Voraussetzungen des § 10 Abs. 3 des Abwas-
serabgabengesetzes Aufwendungen verrechnen, die
der Erzeuger von gewerblichem oder industriellem
Abwasser für die Errichtung oder Erweiterung einer
Abwasserbehandlungsanlage vor Einleitung in die
private Abwasseranlage des Abgabepflichtigen tä-
tigt. 2Die verrechneten Aufwendungen sind dem
Abwassererzeuger vom Abgabepflichtigen zu erstat-
ten.“

49. § 69 Abs. 7 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 2 wird nach dem Wort „Erklärungszeit-
raum“ das Wort „einmal“ eingefügt.

b) Nach Satz 2 werden folgende Sätze 3 und 4 ein-
gefügt:

„3In jedem Zwei-Wochen-Zeitraum muss ein
Messergebnis aus dem Messprogramm vorliegen.
4Der erste Zwei-Wochen-Zeitraum beginnt mit
dem ersten Tag des Erklärungszeitraumes.“

50. In § 73 Abs. 2 wird folgender Satz 3 angefügt:

„3Im Einzugsgebiet einer Flusskläranlage sind bei
gewerblichen Einleitungen von Niederschlagswasser
die Mindestanforderungen für die Stoffe, die nicht
in der Flusskläranlage nach dem Stand der Technik
gemäß § 7a des Wasserhaushaltsgesetzes behandelt

474



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 21 vom 11. Mai 2005

werden, an der Einleitung in das Gewässer einzu-
halten.“

51. In § 78 Abs. 2 werden in Satz 1 nach dem Wort „Be-
träge“ die Wörter „sowie Rückzahlungen nach den
§ 10 Abs. 3 und 4 des Abwasserabgabengesetzes“
eingefügt.

52. § 83 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 – neu –
eingefügt: 

„2Zu den förderfähigen Maßnahmen nach
§ 13 des Abwasserabgabengesetzes zählen
insbesondere die zur Erreichung der Bewirt-
schaftungsziele nach den §§ 1a, 25a bis 25d
und 33a WHG erforderlichen Vorhaben.“

bb) Satz 2 (alt) wird Satz 3 und wie folgt gefasst:

„3Dabei sind die in Maßnahmenprogrammen
vorgesehenen Maßnahmen vorrangig zu
berücksichtigen.“

b) In Absatz 2 werden die Wörter „des Ministeri-
ums“ durch die Wörter „der obersten Wasserbe-
hörde“ ersetzt.

53. § 85 wird wie folgt geändert:

In Nummer 1 h wird die Angabe „§ 171 Abs. 1 bis 3“
ersetzt durch die Angabe „§ 171 Abs. 1 bis 3a“.

In Nummer 1 i wird die Angabe „§§ 233 bis 236
Abs. 1 und 2, jedoch ohne Nr. 2b, § 237 Abs. 1, 2 und
4“ ersetzt durch die Angabe „Verzinsung § 233,
§§ 234 bis 236 Abs. 1 und 2, jedoch ohne Nr. 2b“.

54. Die Überschrift des achten Teils wird wie folgt ge-
fasst:

„Ausgleich der Wasserführung, Gewässerunterhal-
tung, Gewässerrandstreifen, Anlagen“.

55. § 87 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„1Soweit das Wohl der Allgemeinheit, insbesondere
die Ziele und Grundsätze des § 2 Abs. 1 und Festle-
gungen im Maßnahmenprogramm nach den §§ 2d
und 2e den Ausgleich von nachteiligen Veränderun-
gen des Abflusses in fließenden Gewässern zweiter
Ordnung erfordern, obliegt es den Kreisen und
kreisfreien Städten, durch geeignete Maßnahmen ei-
nen Ausgleich der Wasserführung herbeizuführen
und zu sichern.“

56. § 89 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„1Der zur Gewässerunterhaltung Verpflichtete
hat das Gewässer auszubauen, soweit das Wohl
der Allgemeinheit, insbesondere die Ziele und
Grundsätze des § 2 und die Festlegungen im Maß-
nahmenprogramm nach den §§ 2d und 2e es
erfordern und nicht schon eine Pflicht zum Aus-
gleich der Wasserführung nach § 87 besteht.“

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Die zuständige Behörde kann bestimmen,
dass der Verpflichtete seiner Pflicht innerhalb ei-
nes angemessenen Zeitraums nachkommt.“

c) In Absatz 3 wird Satz 3 wie folgt gefasst:

„3Zu den ansatzfähigen Kosten im Rahmen der
Erhebung von Abwassergebühren nach den §§ 6
und 7 des Kommunalabgabengesetzes rechnen
auch Aufwendungen für den Gewässerausbau ei-
nes bisher der Schmutzwasserbeseitigung dienen-
den Gewässers zur Rückführung in den naturna-
hen Zustand.“

57. Die Überschrift in Abschnitt II wird wie folgt ge-
fasst:

„Gewässerunterhaltung, Gewässerrandstreifen“.

58. § 90 wird wie folgt geändert:

„1Die Gewässerunterhaltung nach § 28 Wasserhaus-
haltsgesetz erstreckt sich auf das Gewässerbett ein-

schließlich der Ufer. 2Zur Unterhaltung gehört auch
die Freihaltung, Reinigung und Räumung des
Gewässerbettes und der Ufer von Unrat, soweit es
dem Umfang nach geboten ist.“

59. Nach § 90 wird folgender § 90a eingefügt:

„§ 90a 
Gewässerrandstreifen

(1) Gewässerrandstreifen dienen dazu, den Zustand
des Gewässers zu erhalten und zu verbessern sowie
Einträge aus diffusen Quellen zu vermindern.

(2) 1Im Außenbereich nach § 35 des Baugesetzbuches
ist der Gewässerrandstreifen bei Gewässern erster
Ordnung zehn Meter breit, bei Gewässern zweiter
Ordnung fünf Meter. 2Der Gewässerrandstreifen um-
fasst den an das Gewässer landseits der Uferlinie
angrenzenden Bereich, bei Gewässern mit ausge-
prägter Böschungsoberkante bemisst sich der
Gewässerrandstreifen ab der Böschungsoberkante.

(3) 1Im Gewässerrandstreifen ist verboten:

1. der Umbruch von Dauergrünland,

2. das Entfernen von standortgerechten Bäumen
und Sträuchern sowie das Neuanpflanzen von
nicht standortgerechten Bäumen und Sträuchern, 

3. der Einsatz von chemischen Pflanzenschutzmit-
teln, soweit nicht die Anwendungsbestimmungen
der Pflanzenschutzmittel einen Einsatz in diesem
Bereich ausdrücklich zulassen,

4. der Umgang mit wassergefährdenden Stoffen,
ausgenommen der Transport auf Verkehrswegen,
der Einsatz von Düngemitteln und, soweit erfor-
derlich, der Umgang mit wassergefährdenden
Stoffen in und im Zusammenhang mit zugelasse-
nen Anlagen.

2Satz 1 gilt nicht für Maßnahmen des Gewässeraus-
baus und der Gewässer- und Deichunterhaltung.
3Satz 1 Nr. 1 gilt nicht für die Wiederaufnahme einer
ausgeübten landwirtschaftlichen Nutzung, die auf
Grund vertraglicher Vereinbarungen oder auf Grund
der Teilnahme an öffentlichen Programmen zur
Bewirtschaftungsbeschränkung zeitweise einge-
schränkt oder unterbrochen war. 4Unberührt von
Satz 1 Nr. 2 bleibt die Entnahme von schlagreifen
Bäumen im Rahmen nachhaltiger Forstwirtschaft.
5§ 32 Abs. 1 gilt sinngemäß. 6Die oberste Wasserbe-
hörde legt im Einvernehmen mit der obersten
Naturschutzbehörde durch Verwaltungsvorschrift
die standortgerechten Bäume und Sträucher nach
Nummer 2 fest. 

(4) 1Die zuständige Behörde kann von einem Verbot
nach Absatz 3 eine widerrufliche Befreiung erteilen,
wenn 

1. die Ziele und Grundsätze des § 2 Abs. 1 und die
Festlegungen im Maßnahmenprogramm nach den
§§ 2d und 2e durch die Maßnahme nicht gefähr-
det werden,

2. überwiegende Gründe des Wohls der Allgemein-
heit die Maßnahme erfordern oder

3. das Verbot im Einzelfall zu einer unbilligen Härte
führt.

2Die Befreiung kann aus Gründen des Wohls der All-
gemeinheit mit Nebenbestimmungen versehen wer-
den, insbesondere um die in Absatz 1 genannten Ziele
zu erreichen. 3Erteilt die Behörde bei Vorliegen der
Voraussetzungen nach Satz 1 keine Befreiung, hat
das Land eine Entschädigung zu leisten.

(5) Im Innenbereich kann die zuständige Behörde
durch ordnungsbehördliche Verordnung Gewässer-
randstreifen in einer Breite von mindestens 5 m fest-
setzen.

(6) 1Die zuständige Behörde kann unter Beachtung
der Ziele und Grundsätze des § 2 Abs. 1 und der
Festlegungen im Maßnahmenprogramm nach den
§§ 2d und 2e durch ordnungsbehördliche Verord-
nung für ein Gewässer oder einen Gewässerab-
schnitt
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1. die Breite der Gewässerrandstreifen abweichend
von Absatz 2 regeln oder den Gewässerrandstrei-
fen aufheben,

2. von den Verboten nach Absatz 3 unter Beachtung
forstwirtschaftlicher Belange abweichende Rege-
lungen treffen, 

3. auf dem Gewässerrandstreifen den Einsatz von
Düngemitteln verbieten,

4. die Begründung von Baurechten und die Errich-
tung und Erweiterung von baulichen Anlagen
verbieten, soweit es sich nicht um standortgebun-
dene Anlagen handelt.

2Der Gewässerrandstreifen soll insoweit gemäß
Nummer 1 für diejenigen Flächen aufgehoben wer-
den, als den Zielen des Gesetzes durch Ersatz- und
Ausgleichsmaßnahmen, durch Flächenstilllegung
oder durch Teilnahme an freiwilligen Vereinbarun-
gen entsprochen wird.“

60. Nach § 90a wird folgender § 90b eingefügt:

„§ 90b 
Koordinierung der Gewässerunterhaltung

(1) 1Die Gewässerunterhaltungspflichtigen nach § 91
haben die Gewässerunterhaltung an einem Gewäs-
ser zu koordinieren. 2Die zuständige Behörde hat ei-
ne koordinierte Unterhaltung, auch im Flussgebiet,
sicherzustellen.

(2) Die zuständige Behörde legt, soweit es zur
Sicherstellung der Koordinierung erforderlich ist,
die Gewässer 2. Ordnung fest, für die ihr der Unter-
haltungspflichtige die Unterhaltungsmaßnahmen
nach Art, Umfang und zeitlicher Durchführung dar-
zustellen hat. 

(3) Die zuständige Behörde kann die erforderlichen
Unterhaltungsmaßnahmen festlegen.“

61. In § 91 wird nach Absatz 1 folgender Absatz 1a ein-
gefügt:

„(1a) 1Die Gemeinde kann ihre Pflichten zur Unter-
haltung der Gewässer auf eine von ihr nach § 114a
der Gemeindeordnung errichteten Anstalt des
öffentlichen Rechts übertragen. 2Die Vorschriften
des § 114a der Gemeindeordnung bleiben unbe-
rührt.“

62. § 92 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„1Die Gemeinden können den ihnen aus der Unter-
haltung der Gewässer zweiter Ordnung entstehen-
den Aufwand zur Erhaltung und zur Erreichung
eines ordnungsmäßigen Zustandes für den Wasser-
abfluss sowie die von ihnen an die Kreise oder
Wasserverbände abzuführenden Beträge innerhalb
des Gemeindegebiets als Gebühren nach den §§ 6
und 7 des Kommunalabgabengesetzes auf

1. die Eigentümer von Grundstücken und Anla-
gen, die die Unterhaltung über die bloße
Beteiligung am natürlichen Abflussvorgang
hinaus erschweren (Erschwerer), und

2. die Eigentümer von Grundstücken in dem Be-
reich, aus dem den zu unterhaltenden Gewäs-
serstrecken Wasser seitlich zufließt (seitliches
Einzugsgebiet) als durch den ordnungsgemä-
ßen Abfluss Begünstigte,

umlegen.“

b) Satz 6 wird durch folgende Sätze 6 bis 8 ersetzt: 

„6Versiegelte Flächen sollen wegen der maßgebli-
chen Unterschiede des Wasserabflusses höher
belastet werden als die übrigen Flächen, insbe-
sondere Acker-, Weiden- und Wiesengrundstücke.
7Bei Waldgrundstücken sollen weitere maßgebli-
che Unterschiede des Wasserabflusses berück-
sichtigt werden. 8Das Nähere zu den Sätzen 6 und
7 regelt das Ortsrecht.“

c) Es wird folgender Satz 9 angefügt:

„9Steht nach den örtlichen Verhältnissen der Ver-
waltungsaufwand zur Ermittlung der versiegelten

und nicht versiegelten Einzelflächen und der
Unterschiede des Wasserabflusses in einem Miss-
verhältnis zum umlagefähigen Unterhaltungsauf-
wand, sind bebaute Grundstücke auf der Grund-
lage des Ortsrechts pauschal höher zu belasten als
unbebaute Grundstücke.“

63. § 93 wird wie folgt geändert: 

„1Soweit die Unterhaltungspflichtigen den Aufwand
der Unterhaltung von Gewässern nach § 92 nicht
umgelegen können, weil die zugrundeliegenden
Maßnahmen nicht dazu dienen, einen ordnungsmä-
ßigen Zustand für den Wasserabfluss zu erhalten
oder zu erreichen, gewährt das Land ihnen einen
Zuschuss im Rahmen vorhandener Haushaltsmittel.
2Die Verteilung und Verwendung der Mittel richtet
sich nach Richtlinien, die die oberste Wasserbehörde
im Einvernehmen mit dem zuständigen Ausschuss
des Landtags erlässt.“

64. In § 97 Abs. 1 wird folgender Satz 2 angefügt:

„2Die Anlieger haben zu dulden, dass der zur Unter-
haltung Verpflichtete die Ufer bepflanzt, soweit es
für die Unterhaltung erforderlich ist.“

65. § 99 wird wie folgt gefasst:

„§ 99 
Anlagen in und an Gewässern

(1) 1Die Errichtung oder wesentliche Veränderung
von Anlagen in oder an Gewässern bedarf der Ge-
nehmigung. 2Ausgenommen sind Anlagen 

1. die der Unterhaltung des Gewässers dienen, 

2. die einer anderen behördlichen Zulassung auf
Grund des Wasserhaushaltsgesetzes oder dieses
Gesetzes, in der die Belange des Absatz 2 berück-
sichtigt werden, bedürfen oder in einem berg-
rechtlichen Betriebsplan zugelassen werden,

3. Häfen, Werften, Lande- und Umschlagstellen, die
einer Zulassung nach anderen Vorschriften
bedürfen, in der die Belange des Absatz 2 berück-
sichtigt werden,

4. an den in der Anlage zu § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1
unter Abschnitt II Nrn. 1, 3, 5, 7 und 9 genannten
Bundeswasserstraßen und an Stichhäfen an allen
in dieser Anlage genannten Gewässern, 

5. die einer Gewässerbenutzung nach § 3 des Was-
serhaushaltsgesetzes, insbesondere der Wasser-
kraftnutzung dienen.

(2) 1Die Genehmigung wird widerruflich erteilt und
darf nur versagt oder, auch nachträglich, mit Neben-
bestimmungen verbunden werden, wenn dies das
Wohl der Allgemeinheit, insbesondere die Bewirt-
schaftungsziele nach § 2 und ein Maßnahmepro-
gramm nach §§ 2d und 2e erfordert. 2Bei der Geneh-
migung von Häfen, Lande- und Umschlagstellen
sind die Belange des allgemeinen Verkehrs zu wah-
ren, sofern nicht eine schifffahrtspolizeiliche Geneh-
migung nach dem Bundeswasserstraßengesetz erteilt
wird. 3§ 31 Abs. 2 ist entsprechend anzuwenden. 

(3) 1Bei baulichen Anlagen, für die eine Zuständig-
keit der Bauaufsichtsbehörden nicht gegeben ist, hat
die für die Genehmigung zuständige Behörde auch
die Einhaltung der baurechtlichen Vorschriften zu
prüfen. 2Sie kann soweit erforderlich auf Kosten des
Antragstellers Sachverständige oder sachverstän-
dige Stellen heranziehen.“

66. § 100 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter „vom Ministe-
rium“ ersetzt durch die Wörter „von der
obersten Wasserbehörde“.

bb) Nach Satz 2 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„3Der Ausbau muss sich an den Zielen des § 2
Abs. 1 und den Festlegungen im Maßnahmen-
programm nach den §§ 2d und 2e ausrich-
ten.“

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
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„(2) Die Zulassung des Gewässerausbaus ist zu
versagen, 

1. wenn der Ausbau nicht die Anforderungen
des Absatzes 1 erfüllt und die Anforderungen
nicht durch Nebenbestimmungen erreicht
werden können,

2. oder von dem Ausbau eine Beeinträchtigung
anderer überwiegender Belange des Wohls der
Allgemeinheit zu erwarten ist, die nicht durch
Nebenbestimmungen verhütet oder ausgegli-
chen werden kann,

3. oder wenn dem Ausbau nach Absatz 3 wider-
sprochen wird und der durch den Ausbau zu
erwartende Nutzen den für den Betroffenen
zu erwartenden Nachteil nicht erheblich
übersteigt.“

c) Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

„(4) Die Zulassung des Gewässerausbaus kann
mit Nebenbestimmungen verbunden werden, 

1. soweit dies zur Wahrung des Wohls der Allge-
meinheit oder zur Erfüllung der Anforderun-
gen des Absatz 1 und anderer öffentlich-
rechtlicher Vorschriften erforderlich ist,

2. durch die nachteilige Wirkungen auf das
Recht eines anderen oder nachteilige Wirkun-
gen im Sinne des § 27 Abs. 1 verhütet oder
ausgeglichen werden.“

d) Nach Absatz 4 werden folgende Absätze 5 und 6
angefügt:

„(5) Für Nebenbestimmungen bei der Planfest-
stellung und Plangenehmigung gelten die §§ 4
und 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1a und 2 des Wasserhaus-
haltsgesetzes entsprechend.

(6) 1Die nachträgliche Aufnahme, Änderung oder
Ergänzung von Nebenbestimmungen im Sinne
des Absatzes 4 über Absatz 5 hinaus sowie der
Widerruf der Zulassung des Gewässerausbaus
sind zulässig, wenn sie zur Erreichung der
Bewirtschaftungsziele nach § 2 und der Festle-
gungen im Maßnahmenprogramm nach den §§ 2d
und 2e erforderlich sind. 2Führt dies im Einzelfall
zu einer unbilligen Härte, ist eine Entschädigung
zu leisten.“

67. In § 101 wird folgender Satz 2 angefügt:

„2Die §§ 10 und 11 WHG gelten für die Planfeststel-
lung entsprechend.“

68. § 104 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Wird durch die Planfeststellung nach § 31
Abs. 2 des Wasserhaushaltsgesetzes oder die
Genehmigung nach § 31 Abs. 3 des Wasserhaus-
haltsgesetzes eine bauliche Anlage zugelassen
und wird die Einhaltung baurechtlicher Vor-
schriften nicht im Rahmen einer baurechtlichen
Zulassung durch die Bauaufsichtsbehörde ge-
prüft, gilt § 99 Abs. 3 entsprechend.“

b) In Absatz 2 werden die Wörter „des Ministeriums
für Stadtentwicklung und Verkehr“ durch die
Wörter „der für Verkehr zuständigen obersten
Landesbehörde“ ersetzt.

In § 105 wird in den Absätzen 2 und 3 jeweils die
Angabe „§ 106 Abs. 1 und 2“ durch die Angabe
„§ 106 Abs. 1, 2 und Abs. 3 Satz 2 bis 5“ ersetzt. 

69. § 106 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter „vom
Ministerium“ durch die Wörter „von der obersten
Wasserbehörde“ ersetzt.

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) 1Bau und Betrieb von Anlagen nach § 105
Abs. 3 bedürfen der Genehmigung durch die
zuständige Behörde. 2Die wesentliche Änderung
einer Anlage nach § 105, die kein Gewässeraus-
bau nach § 31 des Wasserhaushaltsgesetzes ist, ist

der zuständigen Behörde anzuzeigen. 3Sie kann
im Falle des Satzes 2 festlegen, dass die wesentli-
che Änderung nur mit ihrer Genehmigung durch-
geführt werden darf. 4Sie kann verlangen, dass
der Unternehmer einen entsprechenden Antrag
stellt. 5Die Pflicht zur Genehmigung und Anzeige
entfällt in den der Bergaufsicht unterstehenden
Betrieben.“

c) In Absatz 5 Satz 1 werden die Wörter „Talsperre
oder eines Rückhaltebeckens im Sinne des“ durch
die Wörter „Anlage nach“ ersetzt.

d) Nach Absatz 5 werden folgende Absätze 6 und 7
angefügt:

„(6) Für Anlagen nach § 105 unterhalb der in
§ 105 Abs. 1 Satz 1 genannten Grenzen gelten die
Absätze 1 bis 5 entsprechend, wenn die zustän-
dige Behörde feststellt, dass ähnliche Sicherheits-
vorkehrungen notwendig sind wie für Anlagen
nach § 105.

(7) Sind beim Bau oder der wesentlichen Ände-
rung von Anlagen nach § 105 baurechtliche Vor-
schriften zu beachten und wird deren Einhaltung
nicht im Rahmen einer baurechtlichen Zulassung
durch die Bauaufsichtsbehörde geprüft, gilt § 99
Abs. 3 entsprechend.“

70. Die Überschrift des Abschnittes I des zehnten Teils
wird wie folgt gefasst:

„Deiche und andere Hochwasserschutzanlagen“.

70a.In § 107 Abs. 1 Satz 2 wird das Wort „Hochwasser-
schutzmauern“ ersetzt durch die Wörter „andere
Hochwasserschutzanlagen“.

71. Nach § 111 wird folgender § 111a eingefügt:

„§ 111a 
Schutzvorschriften

(1) 1Auf Deichen und in einer Schutzzone von beid-
seitig vier Metern Breite zum Deichfuß ist verboten:

1. die Erdoberfläche zu erhöhen oder zu vertiefen,
Anlagen und Einfriedungen zu errichten, zu
erweitern oder zu verändern und Leitungen zu
verlegen,

2. zu reiten und zu fahren, außer auf dafür zugelas-
senen Flächen, 

3. Tiere, ausgenommen Schafe, zu weiden und zu
treiben,

4. Gegenstände zu lagern und abzulagern,

5. Sträucher und Bäume zu pflanzen.

2Satz 1 gilt nicht für Maßnahmen, die der Erhaltung
der Wehrfähigkeit, der Verteidigung oder der Unter-
haltung des Deiches dienen. 3Bei anderen Hochwas-
serschutzanlagen bedarf die Erhöhung und Vertie-
fung der Erdoberfläche, die Errichtung, Erweiterung
und Veränderung von Anlagen und das Verlegen von
Leitungen in dieser Schutzzone der Genehmigung.
4Die Genehmigung darf nur versagt werden, wenn
die Maßnahme die Sicherheit der Hochwasser-
schutzanlage beeinträchtigen kann.

(2) 1Die zuständige Behörde kann von einem Verbot
nach Absatz 1 eine widerrufliche Befreiung erteilen,
wenn

1. überwiegende Gründe des Wohls der Allgemein-
heit die Maßnahme erfordern oder 

2. das Verbot im Einzelfall zu einer unbilligen Härte
führt. 

2Wenn die Behörde bei Vorliegen der Voraussetzun-
gen nach Nummer 2 keine Befreiung erteilt, hat der
nach § 108 Abs. 2 zur Deichunterhaltung Verpflich-
tete eine Entschädigung zu leisten. 3§§ 31 Abs. 2 und
97 sind entsprechend anzuwenden.

(3) 1Die zuständige Behörde wird ermächtigt, durch
ordnungsbehördliche Verordnung weitergehende
Regelungen zum Schutz von Deichen und anderen
Hochwasserschutzanlagen zu treffen. 2In der Verord-
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nung können insbesondere Ausnahmen und Befrei-
ungen von den Verboten des Absatzes 1 zugelassen,
weitere Schutzzonen festgelegt, weitere Verbote und
auch Gebote ausgesprochen sowie Genehmigungs-
vorbehalte und Anzeigepflichten geregelt werden.
3Die nach bisherigem Recht erlassenen ordnungsbe-
hördlichen Verordnungen gelten weiter. 4§ 14 Abs. 3
gilt entsprechend.“

72. § 112 wird wie folgt gefasst:

„§ 112 
Festsetzungen
(Zu § 32 WHG)

(1) 1Die zuständige Behörde setzt das Überschwem-
mungsgebiet nach § 32 Abs. 1 Satz 1 des Wasser-
haushaltsgesetzes durch ordnungsbehördliche Ver-
ordnung fest, soweit die Festsetzung dem Schutz vor
Hochwassergefahren dient und erforderlich ist, um
zumindest eines der in § 32 Abs. 1 Satz 2 des Was-
serhaushaltsgesetzes genannten Ziele zu erreichen.
2Sie kann von Verboten nach § 113 Abs. 1 abwei-
chende oder weitergehende Regelungen treffen. 3Da-
bei ist ein Hochwasserereignis zu Grunde zu legen,
mit dem statistisch einmal in hundert Jahren zu
rechnen ist. 4§ 14 Abs. 3 gilt entsprechend.

(2) Die nach bisherigem Recht erlassenen ordnungs-
behördlichen Verordnungen zur Festsetzung von
Überschwemmungsgebieten gelten fort.

(3) 1Bis zur Festsetzung nach § 112, längstens bis
zum 31. Dezember 2013, gilt § 113 Abs. 1 und 2 auch
für Gebiete, die bei einem Hochwasserereignis, mit
dem statistisch einmal in hundert Jahren zu rechnen
ist, überschwemmt werden, soweit diese Gebiete in
Arbeitskarten der zuständigen Behörde dargestellt
sind. 2Die zuständige Behörde legt die Karte für die
Dauer von zwei Wochen zur kostenlosen Einsicht
durch jedermann öffentlich aus und weist auf die
Auslegung durch öffentliche Bekanntmachung hin.
3Sie bewahrt sie nach Ablauf der Auslegungsfrist
zur kostenlosen Einsicht für jedermann auf.

(4) Werden bei der Rückgewinnung natürlicher
Rückhalteflächen Anordnungen getroffen, die er-
höhte Anforderungen an die ordnungsgemäße land-
oder forstwirtschaftliche Nutzung eines Grund-
stücks festsetzen, hat das Land einen angemessenen
Ausgleich entsprechend § 19 Abs. 4 des Wasserhaus-
haltsgesetzes und § 15 Abs. 3 zu zahlen, den die
zuständige Behörde auf Antrag festsetzt.“

73. § 113 wird wie folgt gefasst:

„§ 113 
Überschwemmungsgebiete

(Zu § 32 WHG)

(1) 1In festgesetzten Überschwemmungsgebieten
sind folgende Maßnahmen verboten:

1. das Erhöhen oder Vertiefen der Erdoberfläche,

2. das Errichten und Verändern von Anlagen, soweit
sie nicht standortgebunden sind,

3. das Lagern oder Ablagern von Stoffen,

4. das Umwandeln von Grünland in Ackerland,

5. das Umwandeln von Auwald in eine andere Nut-
zungsart,

6. das Lagern, Umschlagen, Abfüllen, Herstellen,
Behandeln und jede sonstige Verwendung von
wassergefährdenden Stoffen bis auf den Einsatz
von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln im Rah-
men der guten fachlichen Praxis nach § 5 Bun-
desnaturschutzgesetz und 

7. das Ausweisen von Baugebieten in einem Verfah-
ren nach dem Baugesetzbuch einschließlich deren
Änderung mit Ausnahmen von Bauleitplänen für
Häfen und Werften.

2Satz 1 gilt nicht für Maßnahmen des Gewässeraus-
baus, der Gewässer- und Deichunterhaltung sowie
für Handlungen, die für den Betrieb von zugelasse-
nen Anlagen erforderlich sind. 3§ 31 Abs. 2 und § 32
Abs. 1 gelten entsprechend.

(2) 1Die zuständige Behörde kann von einem Verbot
nach Absatz 1 eine widerrufliche Befreiung erteilen,
wenn 

1. der bezweckte Schutz durch die Maßnahme nicht
gefährdet wird,

2. überwiegende Gründe des Wohls der Allgemein-
heit die Maßnahme erfordern,

3. das Verbot im Einzelfall zu einer unbilligen Härte
führt oder

4. für die Maßnahme ein Baurecht besteht.

2Wird eine Befreiung erteilt, sind die nach § 32
Abs. 2 des Wasserhaushaltsgesetz notwendigen Aus-
gleichsmaßnahmen gleichzeitig mit der Maßnahme
zu treffen. 3Die Befreiung kann aus Gründen des
Wohls der Allgemeinheit mit Nebenbestimmungen
versehen werden, insbesondere um die in § 32 Abs. 1
Satz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes genannten Ziele
zu erreichen. 4§ 31 Abs. 2 des Wasserhaushaltsgeset-
zes gilt entsprechend.

(3) 1Juristische Personen des öffentlichen Rechts ha-
ben bei eigenen Maßnahmen und Planungen Absatz
1 auch ohne Festsetzung zu beachten. 2Das gilt nicht
für im Zusammenhang bebaute Ortsteile im Sinne
von § 34 des Baugesetzbuches.“

74. § 114 wird wie folgt gefasst:

„§ 114 
Zusätzliche Maßnahmen

(Zu § 32 WHG)

(1) Um die Ziele des § 32 Abs. 1 Wasserhaushaltsge-
setz zu erreichen kann die zuständige Behörde im
Überschwemmungsgebiet, auch wenn es noch nicht
festgesetzt ist, 

1. Ver- und Gebote, Genehmigungsvorbehalte und
Anzeigepflichten regeln,

2. Anordnungen, insbesondere Regelungen zur Nut-
zung von Flächen im Überschwemmungsgebiet
treffen, um nachteilige Veränderungen des Ge-
wässers durch Überschwemmung der Flächen zu
vermeiden.

(2) Wird bei Vorliegen der Voraussetzungen nach
§ 113 Abs. 2 Satz 1 keine Befreiung erteilt oder führt
eine Anordnung nach Absatz 1 zu einer unbilligen
Härte, ist eine Entschädigung zu leisten.“

75. § 115 Abs. 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) 1Aus Gründen des Wohls der Allgemeinheit
kann die zuständige Behörde eine Änderung des
Wasserablaufs anordnen. 2Stellt die Anordnung eine
Enteignung dar, ist eine Entschädigung zu leisten.“

76. § 116 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Satz 2 wird aufgehoben.

b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 angefügt:

„(3) 1Zur Gewässeraufsicht gehören die Bauüber-
wachung und die Bauzustandsbesichtigung der
baulichen Anlagen. 2Die Vorschriften der §§ 81
Abs. 1 Sätze 1 und 2 und 82 Abs. 1 Sätze 1 und 2
der Landesbauordnung gelten entsprechend.“

77. Nach § 116 wird folgender § 116a eingefügt:

„§ 116a 
Erleichterungen für auditierte Betriebsstandorte

(zu § 21h WHG)

1Die oberste Wasserbehörde wird ermächtigt, im
Einvernehmen mit den betroffenen obersten Landes-
behörden zur Förderung der privaten Eigenverant-
wortung für Organisationen, die in einem Verzeich-
nis gemäß Artikel 6 und 7 der Verordnung (EG) Nr.
761/2001 des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes vom 19. März 2001 über die freiwillige Beteili-
gung von Organisationen an einem Gemeinschafts-
system für das Umweltmanagement und die Um-
weltbetriebsprüfung – EMAS – (ABl. Nr. L 114 S. 1)
eingetragen oder nach der ISO 14001 zertifiziert
sind, durch Verordnung Erleichterungen zum Inhalt
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der Antragsunterlagen im Genehmigungsverfahren
sowie überwachungsrechtliche Erleichterungen vor-
zusehen. 2Voraussetzungen hierfür sind, dass die
diesbezüglichen Anforderungen der Verordnung
(EG) Nr. 761/2001 gleichwertig mit den Anforderun-
gen sind, die zur Überwachung und zu den Antrags-
unterlagen nach den wasserrechtlichen Vorschriften
des Bundes und des Landes vorgesehen sind oder so-
weit die Gleichwertigkeit durch die Verordnung
nach dieser Vorschrift sichergestellt wird. 3Dabei
können auch weitere Voraussetzungen für die Inan-
spruchnahme oder die Rücknahme von Erleichte-
rungen oder die ganze oder teilweise Aussetzung von
Erleichterungen, wenn Voraussetzungen für deren
Gewährung nicht mehr vorliegen, geregelt werden.
4Ordnungsrechtliche Erleichterungen können ge-
währt werden, wenn der Umweltgutachter in der
Gültigkeitserklärung bescheinigt, dass er die Ein-
haltung der Umweltvorschriften geprüft und keine
Abweichungen festgestellt hat. 5Es können insbeson-
dere Erleichterungen geregelt werden zu

1. Kalibrierungen, Ermittlungen, Prüfungen und
Messungen,

2. Messberichten sowie sonstigen Berichten und
Mitteilungen von Ermittlungsergebnissen,

3. Aufgaben des Gewässerschutzbeauftragten,

4. Mitteilungspflichten zur Betriebsorganisation und

5. der Häufigkeit der behördlichen Überwachung 

vorgesehen werden.“

78. In § 124 werden vor den Wörtern „verpflichtet wer-
den“ die Wörter „von den zuständigen Behörden“
eingefügt.

79. In § 125 Abs. 1 werden vor den Wörtern „verpflich-
tet werden“ die Wörter „von der zuständigen Behör-
de“ eingefügt.

80. In § 126 Abs. 1 werden vor den Wörtern „verpflich-
tet werden“ die Wörter „von der zuständigen Behör-
de“ eingefügt.

81. In § 127 werden nach dem Wort „Anlieger“ die Wör-
ter „von der zuständigen Behörde“ eingefügt.

82. In § 128 Abs. 1 werden vor den Wörtern „verpflich-
tet werden“ die Wörter „von der zuständigen Behör-
de“ eingefügt.

83. § 129 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 werden vor dem Wort „verpflichtet“ die
Wörter „von der zuständigen Behörde“ eingefügt.

b) Satz 2 wird aufgehoben.

84. § 134 erhält folgende Fassung:

„§ 134 
Entschädigungsverfahren

„1Wenn nach dem Wasserhaushaltsgesetz oder die-
sem Gesetz eine Entschädigung zu leisten ist, sind
die entsprechenden Vorschriften des Landesenteig-
nungs- und -entschädigungsgesetzes (EEG NW) an-
zuwenden. 2Die zuständige Behörde entscheidet über
die Entschädigung zugleich mit dem belastenden
Verwaltungsakt. 3Diese Entscheidung kann auf die
Pflicht zur Entschädigung dem Grunde nach be-
schränkt werden. 4Soweit nichts anderes bestimmt
ist, ist das Land zur Entschädigung verpflichtet. 5Ist
ein anderer als das Land durch die die Entschädi-
gungspflicht auslösende Anordnung unmittelbar
begünstigt, hat er dem Land die Entschädigung nach
dem Maß seines Vorteils zu erstatten, soweit nicht im
Einzelfall Billigkeitsgründe entgegenstehen.“

85. § 140 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden die Wörter „Das Ministe-
rium“ durch die Wörter „Die oberste Wasserbe-
hörde“ ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Die gemeinsame nächsthöhere Behörde be-
stimmt die zuständige Behörde, wenn

1. in derselben Sache die örtliche und sachliche
Zuständigkeit mehrerer Behörden nach Was-
serrecht begründet ist oder

2. es zweckmäßiger ist, eine Angelegenheit in
benachbarten Bezirken einheitlich zu regeln
oder eine einheitliche Regelung zur Errei-
chung der Ziele nach § 2 ab einem Gewässer
erforderlich ist.“

c) In Absatz 3 wird das Wort „Landesregierung“
durch die Wörter „oberste Wasserbehörde“ er-
setzt.

86. 148 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) In Verfahren zur Erteilung von Bewilligungen
oder gehobenen Erlaubnissen ist § 73 Abs. 3, 4 und 5
Verwaltungsverfahrensgesetz entsprechend anzu-
wenden.“

87. Die Überschrift des Abschnitts IV wird wie folgt ge-
fasst:

„Überprüfung von Zulassungen“.

88. Der aufgehobene § 154 wird wie folgt gefasst: 

„§ 154 
Überprüfung von Zulassungen, Anpassungen

Zulassungen, die aufgrund des Wasserhaushaltsge-
setzes, dieses Gesetzes sowie aufgrund der nach die-
sen Gesetzen erlassenen Verordnungen erteilt wor-
den sind und zu den grundlegenden Maßnahmen
nach Artikel 11 Abs. 3 Buchstabe e bis i der Richt-
linie 2000/60/EG gehören, sind regelmäßig zu über-
prüfen und, soweit erforderlich, anzupassen.“

89. § 157 wird wie folgt gefasst:

„§ 157 
Einrichtung des Wasserbuchs

(Zu § 37 WHG)

(1) 1Das Wasserbuch ist in digitaler Form als automa-
tisierte Datei auf Datenträger von der zuständigen
Behörde anzulegen und zu führen. 2Die oberste Was-
serbehörde bestimmt die Einzelheiten der Wasser-
buchführung. 3Die für die Erteilung zuständigen
Behörden haben die ins Wasserbuch aufzunehmenden
Rechte in digitaler Form zur Verfügung zu stellen.

(2) Berührt ein Gewässer mehrere Regierungsbe-
zirke, kann die oberste Wasserbehörde eine Wasser-
behörde mit der Anlegung und Führung des Wasser-
buchs betrauen.“

90. § 160 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) 1Die Einsicht in das Wasserbuch erfolgt
durch Wiedergabe des betreffenden Wasserbuch-
blattes auf dem Bildschirm oder durch Einsicht
in einen Ausdruck, sofern das Wasserbuch bereits
in digitaler Form geführt wird. 2Die Gewährung
der Einsicht schließt die Erteilung von Abschrif-
ten mit ein.“

b) In Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

„2Im Übrigen bleiben die Bestimmungen des Lan-
desdatenschutzgesetzes unberührt.“

91. § 161 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 2 wird die Textstelle „§ 59 Abs. 1“
durch die Textstelle „§ 59 Abs. 5, § 111a Abs. 3“
ersetzt.

b) Nach Nummer 2 wird folgende Nummer 2a neu
eingefügt:

„2a. entgegen § 14 Abs. 1 Satz 5 einer Regelung
im Einzelfall nicht nachkommt,“.

c) In Nummer 4 wird nach dem Wort „nach“ die An-
gabe „§ 2a,“ eingefügt.

d) Nach Nummer 5 werden folgende Nummern 5a
und 5b eingefügt:

„5a. entgegen § 19a Abs. 2 Daten und Aufzeich-
nungen nicht überlässt,

479



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 21 vom 11. Mai 2005

5b. entgegen § 26a gegen die Anzeigepflicht ver-
stößt,“.

e) Nummer 11b wird wie folgt gefasst:

„11b. entgegen § 48 Abs. 1 und 2 Anlagen nicht
nach den dort vorgeschriebenen Regeln der Tech-
nik errichtet oder errichten lässt und betreibt
oder vorhandene Anlagen entgegen § 48 Abs. 4
nicht unverzüglich den Anforderungen anpasst,“.

f) Nummer 11d wird wie folgt gefasst:

„11d. entgegen § 50 Abs. 1 das Rohwasser nicht
durch eine geeignete Stelle untersuchen lässt,
Untersuchungsergebnisse und den Bericht nicht
vorlegt,“.

g) Nummer 11e wird wie folgt gefasst:

„11e. entgegen § 52 Abs. 4 das Abwasserkataster
und den Nachweis nicht vorlegt,“.

h) Nummer 12 wird wie folgt gefasst:

„12. entgegen § 53 Abs. 3a Satz 3 den Nachweis
nicht erbringt oder entgegen § 53 Abs. 4 und 5,
§ 53a seiner Verpflichtung zur Abwasserbeseiti-
gung nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder
nicht rechtzeitig nachkommt,“.

i) Nummer 12a wird wie folgt gefasst:

„12a. entgegen § 57 Abs. 3 seiner Verpflichtung
hinsichtlich der Untersuchung und des Personals
nicht oder nicht rechtzeitig nachkommt,“.

j) In Nummer 12b wird nach dem Wort „betreibt,“
angefügt:

„oder entgegen § 58 Abs. 4 Nachweise und Be-
scheinigungen nicht, nicht vollständig oder nicht
rechtzeitig vorlegt,“.

k) Nummer 12c wird wie folgt gefasst:

„12c. entgegen § 59 Abs. 1 bis 3 als Indirektein-
leiter Abwasser ohne Genehmigung oder unter
Verstoß gegen aufgegebene Bedingungen, Aufla-
gen oder Anforderungen einleitet oder das
Abwasserkataster und den Nachweis nicht vor-
legt,“.

l) Nummer 12d wird wie folgt gefasst:

„12d. entgegen § 59a Abs. 1 den Wechsel des Nut-
zungsberechtigten nicht anzeigt,“.

m)Nach Nummer 16 wird folgende Nummer 16a neu
eingefügt:

„16a. ohne Befreiung von dem Verbot nach § 90a
Abs. 3 Dauergrünland umbricht, standortgerechte

Bäume und Sträucher entfernt oder nicht stand-
ortgerechte Bäume und Sträucher anpflanzt, che-
mische Pflanzenschutzmittel einsetzt, deren
Anwendungsbestimmungen einen Einsatz in die-
sem Bereich nicht ausdrücklich zulassen und ver-
botswidrig mit wassergefährdenden Stoffen um-
geht,“.

n) Nach Nummer 17a wird folgende Nummer 17b
neu eingefügt:

„17b. entgegen § 106 Abs. 3 Anlagen im Sinne des
§ 105 Abs. 3 ohne Genehmigung errichtet oder
betreibt,“.

o) Nummer 17b (alt) wird Nummer 17c (neu).

p) Nummer 19 wird wie folgt gefasst:

„19. ohne Befreiung von dem Verbot nach § 113
Abs. 2 die Erdoberfläche erhöht oder vertieft,
Anlagen errichtet oder verändert, Stoffe lagert
oder ablagert, Grünland in Ackerland umwan-
delt, wassergefährdende Stoffe und Düngemittel
lagert, umschlägt, abfüllt, herstellt, behandelt
oder sonst wie verwendet oder Baugebiete aus-
weist,“.

92. § 171 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 werden die Wörter „das Ministerium“
durch die Wörter „oberste Wasserbehörde“ er-
setzt.

b) In Satz 2 werden die Wörter „des Ministeriums
für Bauen und Wohnen, Kultur und Sport“ durch
die Wörter „der obersten Bauaufsichtsbehörde“
ersetzt.

c) In Satz 3 werden die Wörter „das Ministerium für
Wirtschaft und Mittelstand, Energie und Ver-
kehr“ durch die Wörter „die für Verkehr zustän-
dige oberste Behörde“ ersetzt.

d) In Satz 4 werden die Wörter „das Ministerium für
Arbeit, Gesundheit und Soziales“ durch die Wör-
ter „die für Gesundheit zuständige oberste Be-
hörde“ ersetzt.

93. Nach § 171 wird folgender § 172 angefügt:

„§172 
Berichtspflicht

Die Landesregierung erstattet dem Landtag inner-
halb von fünf Jahren nach dem In-Kraft-Treten die-
ses Gesetzes einen Bericht über die Auswirkungen
des Gesetzes.“

94. Es wird folgende neue Anlage 1 eingefügt:
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„Anlage 1 

(zu § 2b Satz 2) 
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95. Die Anlage zu § 3 Abs. 1 Nr. 1 wird wie folgt geän-
dert:

a) In der Bezeichnung der Anlage wird nach dem
Wort „Anlage“ die Zahl „2“ eingefügt.

b) In der Liste I. Landesgewässer wird beim Gewäs-
ser „Ems“ der Endpunkt „Schönefliether Wehr“
ersetzt durch den Endpunkt „oberhalb der Eisen-
bahnbrücke südlich Rheine (Ems-km 44,775)“.

c) In der Liste I. Landesgewässer werden die Ge-
wässer Bocholter Aa, Glenne und Rheinberger
Altrhein (Rheinberger Kanal) gestrichen. 

d) Die Liste II. Bundeswasserstraßen wird wie folgt
geändert:

aa) In Nummer 3 wird die Bezeichnung „Ems-
Weser-Elbe-Kanal“ ersetzt durch die Bezeich-
nung „Mittellandkanal“.

bb) In Nummer 4 werden der Bezeichnung
„Griethauser Altrhein“ die Wörter „mit
Spoykanal“ angefügt.

cc) In Nummer 5 wird die Bezeichnung „Lippe-
Seitenkanal“ ersetzt durch die Bezeichnung
„Wesel-Datteln-Kanal und Datteln-Hamm-
Kanal“.

dd) Nummer 9 wird aufgehoben.

ee) Nummer 10 wird Nr. 9.

Artikel 2
Ermächtigung zur Neubekanntmachung

Die oberste Wasserbehörde wird ermächtigt, das Lan-
deswassergesetz in der geltenden Fassung mit neuer
Paragraphen- und Abschnittsfolge und neuer Inhalts-
übersicht bekannt zumachen und Unstimmigkeiten des
Wortlauts zu beseitigen.

Artikel 3
In-Kraft-Treten

Dieses Gesetz tritt am Tage seiner Verkündung in Kraft.

Artikel 4

Die ordnungsbehördliche Verordnung über die Genehmi-
gungspflicht für die Einleitung von Abwasser mit
gefährlichen Stoffen in öffentliche Abwasseranlagen
(VGS) vom 25. September 1989 (GV. NRW. S. 564), zu-
letzt geändert durch Verordnung vom 19. Oktober 1991
(GV. NRW. S. 566), wird aufgehoben.

Düsseldorf, den 3. Mai 2005

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen
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